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Liebe Leserin! Lieber Leser!

Das Ergebnis des Referendums in 
Großbritannien über Verbleib oder 
Austritt aus der Europäischen Union 
stellt ohne Zweifel eine Zäsur in der 
europäischen Integration dar. 51,9% 
der britischen BürgerInnen, die am 
23. Juni ihre Stimme abgegeben 
haben, sprachen sich für den Aus-
tritt Großbritanniens aus der EU aus. 
Wenn das Vereinigte Königreich aus 
der EU austritt, wäre es das erste Mal, 
dass ein Mitgliedstaat die Union ver-
lässt, und ein Zeichen dafür, dass die 
europäische Integration kein unum-
kehrbarer Prozess ist.  

Die Ursachen für das Ergebnis des 
Referendums sind vielschichtig. Klar 
ist jedenfalls, dass das Ergebnis als 
Votum gegen eine Politik der Eliten 
verstanden werden kann. Die neolibe-
rale Ausrichtung des britischen Wirt-
schaftsmodells, das auf einem stark 
finanzmarktorientierten Kapitalismus 
beruht, wurde im Zuge der Krisenpo-
litik weiter verschärft – insbesondere 
durch eine strikte Sparpolitik, die die 
britische Regierung seit 2010 durch-
führt. Viele Menschen, die das Gefühl 
haben, von der Politik im Stich ge-
lassen zu werden, sprachen sich für 
einen Austritt aus der EU aus – aus 
einer Union, die sich spätestens seit 
Ausbruch der Finanz- und Wirtschafts-
krise 2008  mit einem tiefgreifenden 
Vertrauens- und Legitimationsdefizit 
konfrontiert sieht. Es ist denkwürdig, 

Das erste Mal in der  
Geschichte der EU  

entscheidet sich  
ein Mitgliedstaat für  
den Austritt aus der  

Gemeinschaft. 

BREXIT –  
Wie weiter in Europa?

dass ausgerechnet in Großbritanni-
en – einem der Vorreiter des Neoli-
beralismus – eine Mehrheit für einen 
Austritt aus der Europäischen Union 
votierte, deren politische Ausrichtung 
schon lange von einer Dominanz neo-
liberaler Wirtschaftspolitik geprägt ist. 
Welche Auswirkungen das Votum so-
wohl auf Großbritannien als auch auf 
die Europäische Union haben wird, ist 
noch höchst ungewiss und steht nun 
im Mittelpunkt intensiver Debatten. 

Viele stellen jetzt die Frage, ob die 
Reaktion auf das Brexit-Votum „mehr 
Europa“ oder im Gegenteil „weniger 
Europa“ heißen muss. Aus unserer 
Sicht ist das der falsche Ansatz: Es 
geht vielmehr um Frage, welche Eu-
ropäische Union wir wollen. Zum ei-
nen darf Europa nicht zum Spielball 
nationalistischer Kräfte werden, die 
die Gesellschaften Europas spalten 
wollen. Zum anderen wäre es der 
vollkommen falsche Weg, die europä-
ische Integration zu vertiefen, indem 
der gescheiterte neoliberale Kurs der 
EU fortgesetzt und weiter zugespitzt 
wird. Die bisherige fehlgeleitete Kri-
senpolitik – die insbesondere aus 
strikter Sparpolitik, Lohndruck nach 
unten und einseitigen Wirtschafts-
reformen zur Erlangung von Wett-
bewerbsfähigkeit bestand – hat die 
Krise in der EU verschärft und das 
Vertrauen der europäischen Bürge-
rInnen in die EU nachhaltig erodiert. 

Ein Auseinanderbrechen der Eu-
ropäischen Union kann nicht mehr 
ausgeschlossen werden. Um es zu 
verhindern, muss die europäische 
Politik eine entschiedene Kehrtwende 
vollziehen. Aus Sicht der AK ist ein 
grundlegender Kurswechsel hin zu 
einem sozialen Europa erforderlich, 
indem Vollbeschäftigung, soziale Si-
cherheit und Verteilungsgerechtigkeit 

Die EU muss sich von 
ihrem neoliberalen 
Kurs verabschieden und 
einen Kurswechsel in 
Richtung eines sozialen 
Europas einleiten.
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in den Mittelpunkt der europäischen 
Politik gerückt werden. 

In dieser Sonderausgabe des infobrief 
eu & international wollen wir einen ei-
nen kompakten ersten Überblick über 
die Hintergründe des Referendumser-
gebnisses in Großbritannien und des-
sen mögliche Auswirkungen bieten 
und darstellen, welche Schritte nach 
dem Brexit-Referendum gesetzt wer-
den müssen, um den dringend not-
wendigen Kurswechsel in Richtung 
eines sozialen Europas einzuleiten. 

Der erste Teil dieses Heftes widmet 
sich dem schon lange spannungsrei-
chen Verhältnis zwischen Großbritan-
nien und der EU, stellt das Ergebnis 
des Referendums dar und analysiert, 
welche Ursachen zu dem Votum ge-
führt haben könnten.  Der zweite Teil 
analysiert, welche möglichen Folgen 
das Referendumsergebnis nach sich 
ziehen könnte – in Bezug auf politi-
sche Entwicklungen, ökonomische 
Effekte und rechtliche Fragen. We-
sentliche Eckpunkte des dringend 
notwendigen Kurswechsels, den die 
europäische Politik jetzt einleiten 
muss, beschreiben wir im dritten Teil.  

Wir wünschen eine spannende  
Lektüre!

Éva Dessewffy, Frank Ey,  
Amir Ghoreishi, Christa Schlager,  
Nikolai Soukup, Norbert Templ  
und Alice Wagner
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Großbritannien und die EU – eine 
spannungsreiche Beziehung n 
Großbritannien war immer schon ein 
schwieriger „EU-Partner“ und hat im 
Laufe der wechselhaften Beziehun-
gen zu Brüssel zahlreiche Ausnah-
meregelungen durchgesetzt: Seit 
1984 erhält das Land einen Abschlag 
auf seine EU-Zahlungen, weil es ver-
gleichsweise wenig von den Agrar-
töpfen der Union profitiert. Zwischen 
1985 und 2014 summierte sich der 
Rabatt auf über 111 Milliarden Euro, 
bei den Verhandlungen für den EU-
Finanzrahmen, bei den Verhandlun-
gen für den EU-Finanzrahmen 2014–
2020 gelang es Cameron, noch 
zusätzlich 200 Millionen Euro Rabatt 
herauszuholen. Großbritannien hat 
weder den Euro eingeführt noch ist 
es Teil des Schengen-Raums. Im Ver-
trag von Lissabon gelten für Großbri-
tannien mehrere Ausnahmeregelun-
gen, u.a. auch in der Sozialpolitik 
und in der justiziellen und polizeili-
chen Zusammenarbeit. Zum Beispiel 
beteiligt sich Großbritannien nicht 
an der gemeinsamen europäischen 

Asylpolitik. Trotz dieser Zugeständ-
nisse hat sich Großbritannien inner-
halb der EU immer weiter isoliert, vor 
allem im Zusammenhang mit den 
EU-Maßnahmen zur Bewältigung der 
Finanz- und Wirtschaftskrise.  

Die Debatte um Großbritanniens Zu-
kunft in Europa hat mit der 2013 er-
folgten Ankündigung des britischen 
Premierministers Cameron, bis Ende 
2017 ein Referendum über den Ver-
bleib Großbritanniens in der EU ab-
zuhalten,  eine neue Qualität erlangt. 
Ein Austritt Großbritanniens aus der 
EU (ein sogenannter "Brexit") war 
damit keine abstrakte politische Dro-
hung mehr, sondern eine mögliche 
Entscheidung der britischen Wähle-
rInnen. Die Ankündigung Camerons 
war allerdings „nicht Baustein einer 
langfristig und planvoll angelegten 
Europastrategie, sondern wurde als 
eine Art Notbehelf gegen die aufstre-
bende rechtspopulistische UKIP und 
den zunehmend unzufriedenen rech-
ten, euroskeptischen Parteiflügel der 
Tories hektisch improvisiert“1.

Trotz der britischen Blockhaltung in 
vielen EU-Bereichen und der zuneh-
mend schärferen Rhetorik Londons 
gegenüber Brüssel ist die EU Groß-
britannien noch einmal sehr weit 
entgegengekommen, um das Land 
in der Union zu halten - vor allem 
im Hinblick auf die EU-Personenfrei-
zügigkeit, die in Großbritannien un-
ter dem Stichwort „Sozialtourismus“ 
bzw. „Armutszuwanderung“ zuneh-
mend in den Fokus der politischen 
Debatte rückte. Auf der Basis von 
Vorschlägen, die EU-Ratspräsident 
Donald Tusk vorgelegt hatte, ei-
nigten sich die Staats- und Regie-
rungschefInnen im Februar 2016 auf 
Zugeständnisse gegenüber Großbri-
tannien, die im Falle eines Verbleibs 
in der EU in Kraft treten würden. 
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Teil 1 

Das Votum für den  
Austritt: Hintergründe,  
Ergebnis und Ursachen   

»

Die Einigung sah unter anderem vor, 
dass Großbritannien gewisse Sozi-
alleistungen für die im Land arbei-
tenden EU-Ausländern einschränken 
kann und sich nicht am Ziel einer 
„immer engeren Union“ beteiligen 
muss. Die AK hat insbesondere die 
Einschränkungen beim Zugang zu 
Sozialleistungen abgelehnt.2 Die 
Möglichkeit, sogenannte „in-work 
benefits“ (Lohnergänzungsleistun-
gen) für ArbeitnehmerInnen aus 
anderen EU-Mitgliedstaaten zeitlich 
befristet einzuschränken, würde de 
facto ein Untergraben des Prinzips 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am 
gleichen Ort“ bedeuten. Mit dem Vo-
tum für den Brexit sind diese Zuge-
ständnisse der EU an Großbritannien 
obsolet geworden, was aus Sicht der 
AK zu begrüßen ist. 

Ergebnis des Referendums n Ei-
ner der zentralen Diskussionspunk-
te nach dem Referendum war die 
Frage, wie es bei der Abstimmung 
zu einer Mehrheit der EU-Austritts-
befürworterInnen gekommen ist, 
beziehungsweise welches Abstim-
mungsverhalten einzelne gesell-
schaftliche Gruppen gezeigt haben.

Insgesamt hat sich das „Leave“-
Lager mit 51,9 % der abgegebenen 
Stimmen durchgesetzt, rund 17,4 
Millionen BritInnen entschieden sich 
für den Brexit. Etwa 16,1 Millionen 
(48,1 %) waren dagegen. Die Wahl-
beteiligung lag bei 72,1 %. 

Eine deutliche Mehrheit der Vollzeit-
beschäftigten hat für einen Ver-

Regionen, in denen  
vor allem ArbeiterInnen 
und die untere Mittel-
klasse leben, stimmten  
für den Brexit. 
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»

bleib Großbritanniens in der EU ge-
stimmt. IUnter jenen Menschen, die 
derzeit keinen Arbeitsplatz haben, 
gab es allerdings eine klare Mehrheit 
dafür, die EU zu verlassen. Bei den 
PensionistInnen stimmten zwei Drit-
tel der Personen, die eine staatliche 
Pension beziehen, für den Brexit.

Zudem zeigt sich, dass vor allem Re-
gionen, in denen vor allem Arbeite-
rInnen und die untere Mittelklasse 
leben, für einen EU-Austritt gestimmt 
haben, während sich beispielsweise 
die Metropole London mit einem ho-
hen Anteil an gut ausgebildeten und 
gut verdienenden Personen klar für 
einen Verbleib in der EU ausgespro-
chen hat. 

Besonders interessant ist ein Ver-
gleich der Abstimmungsergebnisse 
nach Altersgruppen: Denn je älter 
die WählerInnen, desto klarer war 
der Wunsch, aus der EU auszuschei-

den. 60 % der WählerInnen über 65 
votierten für den Austritt. Bei dem 
jüngsten Teil der wahlberechtigten 
Bevölkerung – den 18- bis 24-Jähri-
gen – sprachen sich fast drei Viertel 
für den Verbleib in der EU aus.3

Dramatisch wird es, wenn man ei-
nen Blick auf die Wahlbeteiligung 
der einzelnen Altersgruppen wirft: 
Nur 36 % der Wahlberechtigten zwi-
schen 18 und 24 Jahren gingen zum 
Referendum, während 83  % der 
Über-65-Jährigen  ihre Stimme ab-
gaben.4 
 
Es gibt auch bedeutende regiona-
le Unterschiede: Schottland (62 % 

für Verbleib, 38 % für Austritt) und 
Nordirland (55,8 % für Verbleib, 
44,2 % für Austritt) stimmten mit 
einer deutlichen Mehrheit für ei-
nen Verbleib in der EU – ebenso die 
Hauptstadt London. In den meisten 
Regionen Englands und Wales gab es 
hingegen eine deutliche Mehrheit für 
einen Austritt (England insgesamt: 
53,4 % für Austritt, Wales insge-
samt: 52,5 % für Austritt). 

Der britische Premierminister David 
Cameron hat am 24. Juni als Folge 
der Abstimmungsniederlage seinen 
Rücktritt in drei Monaten angekün-
digt. Die offizielle Mitteilung zum 
Austritt Großbritanniens aus der EU 
will er seiner/seinem NachfolgerIn 
überlassen. 

Ein Ergebnis mit vielschichtigen 
Ursachen n Das Votum des Brexit-
Referendums muss auch vor dem 
Hintergrund der dominanten 

»

Junge WählerInnen: 
Höchste Zustimmung  
für Verbleib in der EU, 

aber die geringste  
Wahlbeteiligung.
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Wahlverhalten nach Altersgruppen in Prozent
Quelle: Lord Ashcroft Polls 

Wahlbeteiligung nach  
Altersgruppen in Prozent
Quelle: Sky Newsgesamt
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neoliberalen Politik in Großbritanni-
en gesehen werden, die sich in den 
vergangenen Jahren zusätzlich ver-
schärft hat. 

1. Strikter Sparkurs in Großbri-
tannien n Seit 2010 fährt Groß-
britannien einen strikten Sparkurs. 
Finanzminister George Osborne 
nannte erst vor rund einem Jahr 
das Ziel, die Sozialleistungen bis 
2019/2020 um rund zwölf Milliarden 
Pfund zu kürzen.5 Und im März die-
sen Jahres war der britische Sozial-
minister Ian Duncan Smith zurück-
getreten, nachdem Einsparungen 
bei Invaliditätspensionen öffentlich 
wurden, während Besserverdienen-
de entlastet werden sollen. 

Die nackten Zahlen werfen ein kla-
res Bild auf die Entwicklung Groß-
britanniens: Zwar hat sich die Be-
schäftigungsquote in Großbritannien 
positiv entwickelt und liegt per 2015 
bei 76,9 %. Ein Großteil dieser Re-
kordbeschäftigungszahlen rührt da-
bei von einer starken Zunahme der 
Selbständigen her. Gerade bei den 
Selbständigen ist jedoch seit 2008 
ein dramatischer Einkommensrück-
gang von minus 22 % zu beobach-
ten.6 Ebenfalls verglichen mit 2008 
ist die Anzahl der Personen, die von 
Armut bedroht sind, um mehr als 
1,1 Millionen Menschen (per Ende 
2014) gestiegen. In Summe sind in 
Großbritannien mehr als 15 Millionen 
Personen von Armut bedroht.7 Groß-
britannien weist zudem im OECD-
Vergleich eine überdurchschnittliche 
hohe Ungleichheit auf.8

In einem Interview mit CNBC nennt 
der ehemalige Gouverneur der US-

Notenbank Alan Greenspan die 
schlechte Entwicklung der Realein-
kommen in Großbritannien sowie 
quer über die EU als einen der Haupt-
gründe dafür, warum eine Mehrheit 
für einen Austritt Großbritanniens 
aus der EU gestimmt habe.9 Unter 
anderem dadurch wachse die Wirt-
schaft in der Europäischen Union nur 
sehr schwach, für Alan Greenspan 
ist die Stagnation das größte Prob-
lem in Europa.

2. Mythen-Propaganda der Bre-
xit-BefürworterInnen n Rund 
um den Wahlkampf zum EU-Aus-
trittsreferendum haben vor allem 
Brexit-VerfechterInnen mit vielen 
Schlagworten gearbeitet und »

Sozialleistungen  
sollen bis 2019/20  
um 12 Milliarden Pfund 
gekürzt werden.

15 Millionen  
Menschen sind in  

Großbritannien  
von Armut bedroht.

»
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Veränderung bei der Anzahl der armutsgefährdeten Personen  
im Vereinigen Königreich im Vergleich zum Jahr 2008 
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Falschmeldung:  
„Die EU verbietet  
das Recyceln  
von Teebeuteln“

bestehende Vorurteile gegenüber 
der Europäischen Union verstärkt. 
Zwar ist Kritik an politischen Ent-
scheidungen auf EU-Ebene durchaus 
immer wieder angebracht. Einige der 
im Vorfeld des Brexit-Votums vor-
gebrachten Argumente sind jedoch 
schlicht und einfach falsch, manche 
Behauptungen gar absurd: So kur-
sierte beispielsweise das Gerücht, 
dass zahlreiche Haushaltsgeräte, die 
einen zu hohen Energieverbrauch 
haben, binnen weniger Monate von 
der EU verboten werden sollen. Die 
britische Zeitung "The Daily Tele-
graph" startete sogar eine Online-
Umfrage darüber, was ihre LeserIn-
nen von einem derartigen Vorschlag 

halten. Wenig überraschend: Die 
TeilnehmerInnen an der Umfrage 
empörten sich und hielten den an-
geblichen Vorschlag für einen „An-
griff auf das britische Frühstück“10. 
Tatsächlich existiert ein derartiger 
Verordnungsentwurf nicht und ist 
auch nicht geplant. 

Ähnlich auch die Behauptung, dass 
die EU das Recyceln von Teebeuteln 
verbiete. Ob es erlaubt ist, Teebeutel 
in die Komposttonne zu werfen, ist 
jedoch Sache der Stadtverwaltun-
gen – die EU macht jedenfalls keine 
derartigen Vorgaben. Im konkreten 
Fall hatte die Stadtverwaltung von 
Cardiff untersagt, Teebeutel in die 
Recyclingtonne zu werfen. 

Einige Brexit-BefürworterInnen be-
haupteten auch, dass EU-Regeln 33 
Milliarden Pfund an „Bürokratie“-
Kosten verursachen würden. Diese 
Behauptung stellte der Think Tank 
„Open Europe“ auf und bezog sich 
dabei auf Schätzungen, die bei ei-
nigen Gesetzen vor deren Inkraft-

treten gemacht wurden. Eine Reihe 
anderer Organisationen kritisierten 
diese Schätzungen. Erstens wurde 
argumentiert, dass viele dieser Re-
gelungen aufgrund internationaler 
Vereinbarungen auch beachtet wer-
den müssten, wenn Großbritannien 
nicht Mitglied der EU wäre. Zweitens 
wurde der Nutzen der Regelungen, 
beispielsweise für den Arbeitneh-
merInnen- oder den VerbraucherIn-
nenschutz nicht gegengerechnet.
Wenig Wert auf Genauigkeit dürften 
die AustrittsbefürworterInnen auch 
bei der Aufstellung der Behauptung 
gelegt haben, dass Großbritannien 
wöchentlich 350 Millionen Pfund nach 
Brüssel überweisen müsse. Dieses 
Geld könne doch besser in das Ge-
sundheitswesen investiert werden, 
so die Brexit-VerfechterInnen. Tat-
sächlich jedoch wurden bei dieser 
Zahl weder der Briten-Rabatt noch 
die Rückflüsse aus dem EU-Budget 
miteinbezogen, die diese Zahl ganz 
erheblich reduzieren. Zudem haben 
es die Austritts-BefürworterInnen 
unterlassen, die Bevölkerung zu in-
formieren, dass Nicht-EU-Mitglieder 
wie die Schweiz oder Norwegen der 
Europäischen Union jährlich Milliar-
denbeträge bezahlen, um am EU-
Binnenmarkt teilnehmen zu können. 

Zwar haben auch Brexit-GegnerIn-
nen einige Behauptungen aufgestellt, 
die hinterfragenswert sind. Letztlich 
dürften die WählerInnen aber eher 
dem Austrittslager Glauben ge-
schenkt haben. Die Behauptung des 
Brexit-Lagers, den vermeintlichen 
wöchentlichen EU-Beitrag von 350 
Millionen Pfund für das Gesundheits-
system zu verwenden, relativierte 
der nun zurückgetretene UKIP-Chef 
Nigel Farage – allerdings erst nach 
Vorliegen des Ergebnisses des Refe-
rendums.

3. Migration als Streitthema der 
Debatte um das Referendum n 

Die Beschränkung der Migration, 
insbesondere die Beschränkung 
der Personenfreizügigkeit für EU-

BürgerInnen, war eine der zentra-
len Forderungen der Austrittsbefür-
worterInnen. Und in der Tat zeigen 
Umfragen, dass das Migrationsthe-
ma entscheidender für die Wahlent-
scheidung für die Entscheidung für 
den Brexit war als die ebenfalls vor-
handenen Sorgen um die Wirtschaft.

Es entbehrt nicht einer gewissen 
Ironie, dass Großbritannien – ge-
meinsam mit Irland und Schweden 
– zu den einzigen EU-15-Staaten 
zählt, die vom 1. Mai 2004 an ihre 
Arbeitsmärkte komplett für die acht 
neuen EU-Mitgliedstaaten öffneten. 
Im Prinzip waren beide großen po-
litischen Parteien (Labour und Con-
servative Party) sowie Arbeitgeber 
und Gewerkschaften für die Öffnung 
des Arbeitsmarktes. Arbeitsmigran-
tInnen, so die Argumentation, de-
cken den Bedarf an Arbeitskräften 
in den Branchen, in denen Arbeits-
kräftemangel herrsche, sie kurbeln 
die lokale Wirtschaft an und sorgen 
am Ende für die Entstehung neuer 
Arbeitsplätze. Zudem waren die we-
sentlichen politischen AkteurInnen 
in Großbritannien starke Befürwor-
terInnen einer raschen und großzü-
gigen EU-Erweiterung, von der sie 
sich nicht nur die Erschließung neuer 
Absatzmärkte erwarteten, sondern 
auch die Verwässerung der politi-
schen Integrationsbestrebungen in-
nerhalb der Union.

Die Zahl der nach Mai 2004 ins 
Land  migrierten EU-8-BürgerInnen 
überstieg allerdings bei Weitem alle 
Schätzungen. Während die Behör-
den davon ausgingen, dass jährlich 
nicht mehr als 13.000 EinwanderIn-
nen aus den EU-8-Staaten kommen 
würden, stieg die Zahl der Zuwan-
derInnen aus diesen Ländern 

»

Die UKIP betrieb eine 
Mischung aus EU-Kritik 
und Stimmungsmache 

gegen EinwanderInnen.
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bis September 2008 auf 516.000. 
Die Mehrheit der EU-8-MigrantInnen 
stammt dabei aus Polen.11 Diese 
Entwicklung hat sich in den Folge-
jahren noch beschleunigt. Derzeit 
leben über 880.000 polnische EU-
BürgerInnen in Großbritannien, sie 
repräsentieren damit weiterhin die 
größte Gruppe der insgesamt 3,3 
Millionen EU-BürgerInnen in Groß-
britannien. In anderen EU-Staaten 
leben insgesamt 1,2 Millionen Bri-
tInnen.12 Insgesamt lebten laut Eu-
rostat im Jahr 2015 ca. 5,4 Millionen 
ausländische StaatsbürgerInnen in 
Großbritannien.13 

Im Lichte der Entwicklungen seit 
der Osterweiterung 2004 hat sich 
die Debatte in Großbritannien  stark 
auf eine Einschränkung der EU-Bin-

nenwanderung fokussiert und damit 
eine jahrzehntealte Strategie der 
britischen EU-Politik in Frage ge-
stellt. Angefacht wurde die Debatte 
vor allem durch die rechtspopulis-
tische Unabhängigkeitspartei UKIP, 
die im Mai 2014 die Wahlen zum 
Europäischen Parlament souverän 
gewann. 

Mit einer Grundsatzrede14 zur Mig-
ration in Großbritannien hatte Ca-
meron am 28. November 2014 mit 
Blick auf die Unterhauswahl am  
7. Mai 2015 einen „Befreiungsschlag“ 
versucht, der letztlich gemessen am 
Wahlergebnis „erfolgreich“ war. Für 
viele überraschend bekannte sich 
Cameron klar zu Großbritannien als 
Einwanderungsland und zur Arbeit-
nehmerInnenfreizügigkeit. Gleich-
zeitig machte er aber klar, dass 
Großbritannien neue Vereinbarungen 
brauche, um das Einwanderungssys-
tem fairer zu machen und die aktuell 
außergewöhnlich hohe Migration aus 
den EU-Staaten zu reduzieren.  

Die Art und Weise, wie die Debatte 
über die EU-Personenfreizügigkeit in 
London geführt wurde und wird, aber 
auch die Bereitschaft der EU-Staats- 

und RegierungschefInnen, Cameron 
in dieser Auseinandersetzung ent-
gegenzukommen, zeigt einmal mehr 
den begrenzten politischen Horizont 
auf beiden Seiten des Ärmelkanals. 
Solange das Wohlstandsgefälle zwi-
schen den EU-Staaten in diesem 
Ausmaß bestehen bleibt und das im 
EU-Vertrag verankerte Ziel der An-
gleichung der Lebensverhältnisse 
einen derart geringen Stellenwert 
hat, wird armutsbedingte Migration 
in die reicheren Mitgliedstaaten ein 
Dauerthema bleiben und damit den 
RechtspopulistInnen in die Hände ar-
beiten.   

Großbritannien, Irland 
und Schweden waren 
die einzigen EU-15- 
Staaten, die vom 1. Mai 
2004 an ihre Arbeits-
märkte komplett für die 
acht neuen EU-Mitglied-
staaten öffneten. 

Solange das  
Wohlstandsgefälle  

zwischen den  
EU-Staaten in diesem 

Ausmaß bestehen bleibt, 
wird armutsbedingte 

Migration in die reiche-
ren Mitgliedstaaten ein 

Dauerthema bleiben.

»
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Politische Auswirkungen und 
Reaktionen in Großbritannien n 

Die politischen Auswirkungen des 
Brexit könnten gravierender aus-
fallen ausfallen als die ökonomi-
schen, sowohl für Großbritannien 
als auch für die EU. Bereits bei den 
EU-Parlamentswahlen 2014, und 
den Unterhauswahlen 2015 wurde 
in Großbritannien deutlich, dass das 
europaskeptische Lager deutlich an 
Zulauf gewinnt. Bei den Europawah-
len erreichte UKIP mit 27,5 % den 
größten Anteil an WählerInnenstim-
men. Aber auch bei den Unterhaus-
wahlen 2015 konnte UKIP 12,6 % 
der Stimmen für sich holen – ein 
Plus von 9,5 % gegenüber den letz-
ten Wahlen. 

Diese Ergebnisse zeigen, dass es 
durchaus Ähnlichkeiten zu den po-
litischen Entwicklungen anderer 
EU-Länder gibt, wenngleich sich der 
politische Rechtsruck aufgrund des 
Mehrheitswahlrechts im Vereinigten 
Königreich bislang nicht so deutlich 
ausdrückt wie in anderen EU-Mit-
gliedstaaten.

Das Ergebnis des Referendums zeigt 
jedenfalls auch die deutliche Mobili-
sierungskraft von UKIP in Großbri-
tannien. Wie sich die Partei weiter 
entwickelt, ist noch unklar - insbe-
sondere vor dem Hintergrund des 
völlig überraschenden Rücktritts 
des bisherigen UKIP-Chefs und ve-
hementen Brexit-Befürworters Ni-
gel Farage. Dessen Rückzug ist in 

der Öffentlichkeit zum Gegenstand 
scharfer Kritik geworden, da Fara-
ge die Auseinandersetzung mit den 
Konsequenzen des Referendums-
ergebnisses nun offenbar anderen 
überlassen will. 

Allerdings brodelt es auch bei den 
britischen Konservativen, den To-
ries, und der Labour Party. Der Chef 
der Labour Party, Jeremy Corbyn, 
ist zwar bei der Basis nach wie vor 
beliebt, steht bei den Parteifunkti-
onärInnen aber unter Druck. Eine 
deutliche Mehrheit der Labour-Parla-
mentsfraktion sprach sich bei einem 
Misstrauensvotum gegen ihren Par-
teivorsitzenden aus.

Um nichts besser sieht es derzeit bei 
den Tories aus. Ihr Parteichef David 
Cameron zettelte das Brexit-Refe-
rendum an und wird in drei Mona-
ten zurücktreten. Peinlich auch, dass 
Boris Johnson, ein erklärter Brexit-
Befürworter, nun das Zepter der To-
ries nicht übernehmen und Premier 
werden will. Das Brexit-Referendum 
könnte jedenfalls die Tories in eine 
schwere, möglicherweise jahrelange 
Krise stürzen.

Für innenpolitische Spannungen 
sorgt darüber hinaus, dass die 
schottische Regierungschefin Nicola 
Sturgeon ein Veto zum Brexit, ein 
neuerliches Referendum zur Unab-
hängigkeit Schottlands und und um-
gehende Aufnahmegespräche mit 
der Europäischen Union angekün-
digte. Im Falle Nordirlands ist die 
Wiedervereinigung mit Irland wieder 
ein Thema, alte Konflikte zwischen 
KatholikInnen und ProtestantInnen 
drohen wieder aufzuleben.

Teil 2

Die Konsequenzen des 
Brexit-Votums

»

Nigel Farage  
betreibt eine feige  
„hit and run“-Politik.

Rücktritt vom Austritt im Ver-
einigten Königreich? n Zur ver-
worrenen Lage trägt auch bei, dass 
derzeit nicht mit Gewissheit gesagt 
werden kann, ob es am Ende tat-
sächlich zu einem Brexit kommt. 
Nachdem nun die ganze Dimension 
der Folgewirkungen des Referen-
dums immer offensichtlicher wird, 
weigern sich selbst die größten Ver-
fechterInnen des Brexit, die Verant-

wortung zu übernehmen. Auch unter 
den Spitzen der EU-Politik sind Ver-
änderungen bei der Argumentation 
bezüglich des Brexit zu bemerken: 
Unmittelbar nach dem Referendum 
forderten EU-Kommissionspräsident 
Juncker, EU-Parlamentspräsident 
Schulz und Ratspräsident Tusk sowie 
die deutsche Bundeskanzlerin Mer-
kel rasche Austrittsverhandlungen, 
um Unsicherheiten für die Wirtschaft 
und insbesondere für die Finanz-
märkte auszuräumen. Einige Tage 
später sehen die Botschaften nun 
ganz anders aus. Die EU wolle sich 
eine Nachdenkpause über die Som-
mermonate geben. Verhandlungen 
werde es zudem erst dann geben, 
wenn es einen offiziellen Austrittsan-
trag Großbritanniens gebe.

Die veränderte Rhetorik könnte dar-
auf hindeuten, dass eine Alternative 
zu einem Austritt Großbritanniens 
aus der EU gesucht wird. Tat-

BREXIT – Wie weiter in Europa? 
Teil 2. Die Konsequenzen des Brexit-Votums

Bei den britischen  
Konservativen,  

den Tories, und der  
Labour Party ist die  

Stimmung am Brodeln.
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sächlich gibt es mehrere Möglich-
keiten, die einen Brexit verhindern 
könnten:

n �Das Referendum in Großbritannien 
ist, vergleichbar zu einem Volksbe-
fragung in Österreich, für die Re-
gierung nicht bindend. Das heißt, 
die Regierung könnte das Referen-
dum schlichtweg ignorieren. 

n �Das britische Parlament spielt beim 
Antrag des EU-Austritts voraus-
sichtlich ebenfalls eine tragende 
Rolle. Wie BBC ermittelt hat, sind 
von den insgesamt 650 Abgeord-
neten nur 158 für den Brexit, die 
restlichen dagegen. Es ist daher 
fraglich, ob die große Mehrheit der 
Abgeordneten, die überhaupt kei-
nen Austritt will, nun plötzlich für 
einen Brexit-Antrag stimmen wür-
de (siehe dazu auch Seite 12).

n �Schließlich hat auch die schottische 
Regierungschefin Nicola Sturgeon 
bereits angekündigt, dass Schott-
land seine Zustimmung zum Brexit 
verweigern werde. In Großbritan-
nien gibt es derzeit eine Diskussion 
darüber, ob dies rechtlich möglich 
wäre. Einige JuristInnen meinen, 
dass das britische Parlament bei 
einer solchen Entscheidung Schott-
land auch übergehen könne. Aller-
dings hat Sturgeon am Tag nach 
Bekanntgabe des Ergebnisses be-
reits ein zweites Unabhängigkeits-
referendum Schottlands (das erste 
fand 2014 statt) angekündigt, das 
für entsprechenden Druck auf die 
britische Regierung sorgt.15 

n �Der Rücktritt von UKIP-Chef Nigel 
Farage sowie der Rückzug von Da-
vid Cameron und der Verzicht auf 
die Kandidatur zum Parteivorsitz 
von Boris Johnson könnten die 
Stimmungslage in der Bevölkerung 
grundlegend ändern und dazu füh-
ren, dass die Bevölkerung in einem 
eventuellen zweiten Referendum 
nun für den Verbleib Großbritanni-
ens bei der EU stimmen.

»

Es bleibt daher offen, ob es tatsäch-
lich zu einem Austritt des Vereinig-
ten Königreichs kommen wird. 

Politische Auswirkungen in der 
Europäischen Union n Das Brexit-
Votum ist nicht nur als herbe Nieder-
lage für die Spitzen der EU-Institu-
tionen, sondern auch als Niederlage 

des globalen politischen „Establish-
ments“ allgemein zu sehen. Vom 
US-Präsidenten bis hin zum IWF, der 
EZB, den europäischen Regierungs-
chefInnen, den politischen Spitzen 
der EU (Ratspräsident, Kommissi-
onspräsident, Parlamentspräsident) 
sowie SpitzenvertreterInnen der 
Wirtschaft hatten sich alle für einen 
Verbleib Großbritanniens in der EU 
ausgesprochen. 

Es ist das erste Mal in der europä-
ischen Integrationsgeschichte, dass 
ein Mitgliedstaat sich für einen  
Austritt aus der Gemeinschaft ent-
scheidet. 

Die politische Vorbildwirkung für po-
litische AkteurInnen in anderen Län-
dern ist unübersehbar. Vom Front 
National in Frankreich über die AfD 
in Deutschland, aber auch in ande-
ren Ländern wie den Niederlanden, 
Dänemark oder Schweden wird von 
(rechts)populistischen politischen 
Gruppierungen der Ausstieg aus der 
EU als politisches Programm propa-
giert. 

Zur steigenden politischen Nervosität 
trägt auch bei, dass in den nächsten 
18 Monaten Wahlen in mehreren EU-
Ländern wie beispielsweise in Frank-
reich, Deutschland und den Nieder-

landen bevorstehen und die Folgen 
der Flüchtlings- und der Eurokrise 
noch lange nicht bewältigt sind. 

Bei einem Treffen der sechs Grün-
dungsstaaten der EU am am 25. Juni 
2016 wurde verkündet, die EU würde 
in Zukunft „flexibler“ werden. Nicht 
alle Staaten, insbesondere die neuen 
Mitgliedstaaten, müssten neue Inte-
grationsschritte mitmachen. Diese 
Ankündigung ist genau auf den Ge-
halt hin zu analysieren. Für Staaten 
mit hohem Sozialschutzniveau wie 
Österreich könnte dies auch mit Ri-
siken verbunden sein. 

Zur Abwicklung der Verhandlungen 
mit Großbritannien wurde bereits 
eine Task Force mit dem belgischen 
Diplomaten Didier Seeuws als Chef-
verhandler gebildet. Der für den Euro 
zuständige Kommissions-Vizeprä-
sident Valdis Dombrovskis soll das 
Finanzmarktressort des scheidenden 
britischen Kommissars Jonathan Hill 
übernehmen. 

Der Ausgang des britischen Referen-
dums war das zentrale Thema beim 
Europäischen Rat am 28. und 29. 
Juni 2016 sowie eines Sonder-Ple-
nums des Europäischen Parlaments 
am 28. Juni in Anwesenheit von 
EU-Kommissionspräsident Juncker 
und dem gesamten Kommissions-
Kollegium. Die Debatte im Plenum 
wurde sehr emotional geführt. Eine 
gemeinsam von der Europäischen 
Volkspartei, den Sozialdemokra-
tInnen, den Liberalen und Grünen 
eingebrachte Entschließung16 wurde 
mehrheitlich angenommen. In der 
Entschließung wurde u.a. ein rascher 
Beginn des Austrittsverfahrens ge-
fordert und die EU-Zugeständnisse 
an Großbritannien vom Februar 
2016 als nichtig bezeichnet. Das Par-
lament forderte zu einer kritischen 
Reflexion über die Zukunft Europas 
auf, verlor sich dann jedoch in blumi-
gen Formulierungen („es ist notwen-
dig, die Union zu reformieren und 
sie besser und demokratischer 

Es ist nach wie vor  
offen, ob es tatsächlich 

zu einem Austritt  
des Vereinigten  

Königreichs aus der  
EU kommen wird. 
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zu machen“). Gefordert wurde ein 
„Fahrplan für eine bessere Union, der 
sich auf vollständige Nutzung des 
Vertrags von Lissabon gründet und 
durch eine Revision der Verträge er-
gänzt wird“. 

Auch der Europäische Rat drängte 
auf eine rasche Vorlage des Aus-
trittsantrags, äußerte jedoch auch 
angesichts der massiven politischen 
Turbulenzen in Großbritannien Ver-
ständnis, dass dem Land dazu etwas 
Zeit eingeräumt werden müsse. Die 
Staats- und RegierungschefInnen 
machten jedoch klar, dass es vor 
Einreichung der offiziellen Mittei-
lung zum EU-Austritt weder formelle 
noch informelle Verhandlungen über 
die Austrittsmodalitäten oder den 
zukünftigen Status Großbritanniens 
geben könne. Am 29. Juni fand ein 
informelles Treffen der EU-27 (ohne 
Großbritannien) statt. In einer Erklä-
rung wird das Ergebnis des Referen-
dums bedauert, darauf hingewiesen, 
dass das EU-Recht weiter zur An-
wendung kommt, bis das Vereinig-
te Königreich die Europäische Uni-
on verlässt und das Prozedere des 
Austrittsverfahrens kurz umrissen. 
Gleichzeitig wurde der Startschuss 
für den Beginn einer politischen Re-
flexion über die weitere Entwicklung 
der Union gegeben.

Brexit & CETA: Statt die Bremse 
zu ziehen, steigt die EU-Kommis-
sion aufs Gas n Am selben Gipfel 
demonstrierte die Europäische Kom-
mission aber, dass sie an ihrem „busi-
ness as usual“ festhalten wollte. Dies 
zeigte sich „eindrucksvoll“ an den 
unbedachten Worten von Kommissi-
onspräsident Juncker zum Freihan-
delsabkommen CETA und an seiner 
Kritik zur österreichischen Rechts-
meinung. Die Kompetenzlage – ob es 
sich bei den Abkommensinhalten um 
ausschließliche EU-Kompetenz han-
delt oder ob auch die nationalen Par-
lamente CETA beschließen müssen 

– ist aus österreichischer Sicht ein-
deutig. Gemäß Rechtsgutachten des 

Rechts-, Legislativ- und Wirtschaftli-
chen Dienstes des österreichischen 
Nationalrats und des Völkerrechts-
büros des Außenministeriums ist 
CETA ein „gemischtes Abkommen“, 
das dem österreichischen Parlament 
zur Entscheidung vorgelegt werden 
muss. Auch Wirtschaftsminister Mit-
terlehner und Bundeskanzler Kern 
sind sich darin einig: der österrei-

chische Nationalrat muss nicht nur 
in Bezug auf jene Teile, die die na-
tionalen Kompetenzen berühren, zu-
stimmen, sondern dem gesamten 
Abkommen. Das ist ein Fortschritt 
in der Diskussion, aber vor allem 
ein wichtiges demokratiepolitisches 
Signal. Denn CETA ist diesen Gut-
achten zufolge kein reines Handels-
abkommen, über das ausschließlich 
EU-Gremien befinden müssten – wie 
aber fälschlicherweise der österrei-
chische EU-Kommissar Hahn meinte. 
Inhalt sind nämlich neben Zollsen-
kungen und der Beseitigung sonsti-
ger technischer Handelshemmnisse 
auch strittige Investitionsschutzbe-
stimmungen und die problematische 
„Regulierungskooperation“.

Wichtig ist vor allem, dass diese 
problematischen Inhalte noch aus 
CETA entfernt werden: Der Inves-
torenschutz darf kein Bestandteil 
von CETA werden. Der Schutz von 
Arbeits-, Sozial-, KonsumentInnen- 
und Umweltnormen muss durch 
Ausnahmen in der Regulierungs-
kooperation gewährleistet werden. 
Das europäische Vorsorgeprinzip ist 
zu verankern. Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge (Gesundheit, Ver-
kehr, Wasser, Bildung, Abfallwirt-

»

schaft…) sind vollständig aus CETA 
auszunehmen, sie gehören in die 
öffentliche Hand. Alle Mindestar-
beitsnormen (Kinderarbeitsverbot, 
Gewerkschafts- und Kollekivver-
tragsfreiheit, Gefangenenarbeits-
verbot, Nichtdiskriminierung auf 
dem Arbeitsplatz) sind zu ratifizie-
ren und bei Verstößen zu sanktio-
nieren.

Eines jedoch hat sich auf dem letz-
ten Europäischen Rat gezeigt: Die 
EU-Kommission will, dass CETA so 
schnell wie möglich ratifiziert wird. 
Die EU will damit zeigen, dass sie 
handlungsfähig ist und sich durch 
den Austritt von Großbritannien nicht 
irritieren lässt. Deshalb hat Kommis-
sionspräsident Juncker wohl wäh-
rend des Europäischen Rates am 28. 
Juni verkündet, dass die Kommissi-
on vorhat, CETA nun doch als soge-
nanntes „EU-only“-Abkommen - also 
ohne die Zustimmung der nationalen 
Parlamente der EU-Mitgliedstaaten - 
durchzusetzen. In letzter Minute hat 
die Kommission auf Druck der Mit-
gliedstaaten am 5. Juli auf ein ge-
mischtes Abkommen umgeschwenkt. 
Damit sind viele EU-Regierungen 
vorläufig zufrieden. Mit einem CETA 
in gemischter Kompetenz geht al-
lerdings die vorläufige Anwendung 
von in EU-Kompetenz fallenden Be-
reichen einher. Da die Kompetenz-
frage aber immer noch nicht geklärt 
ist und die problematischen Inhalte 
ebenfalls vorzeitig angewandt wer-
den könnten, ohne durch die natio-
nalen Parlamente zu müssen, wird 
die zivilgesellschaftliche Kritik auf-
rechtbleiben. Demokratiepolitisch 
wäre die vorzeitige Inkraftsetzung 
von CETA ein fataler Fehler. 

Die aktuell heikle politische Situation 
darf aber keinesfalls ausgenutzt wer-
den, um der inhaltlichen Auseinan-
dersetzung in Sachen CETA aus dem 
Weg zu gehen. Auf europäischer Ebe-
ne wäre es ein Gebot der Stunde, Be-
schleunigung herauszunehmen und  
sich vor dem Hintergrund der 
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Kritik an den europäischen Eliten im 
Zuge des Brexit-Votums, intensiv mit 
den Inhalten von CETA auseinander-
zusetzen, die nationalen Parlamente 
miteinzubeziehen und damit auch 
eine vorläufige Anwendung des Ab-
kommens auszuschließen. Dies wäre 
ein wichtiges Signal dafür, dass die 
verkündete Nachdenkpause tatsäch-
lich eingesetzt hat.

Ökonomische Auswirkungen 
des Brexit n Welche ökonomischen 
Auswirkungen ein Austritt Großbri-
tanniens aus der EU haben könnte, 
ist Gegenstand intensiver Debatten. 
Noch ist nicht klar, welches Arrange-
ment Großbritannien und die EU für 
ihre Beziehungen im Fall des Brexit 
vereinbaren werden. Prognosen über 
die wirtschaftlichen Effekte eines EU-
Austritts Großbritanniens sind von 
einer Reihe spezifischer Annahmen 
abhängig. 

Mögliche ökonomische Auswir-
kungen für Großbritannien n 

Die Finanzmärkte reagierten unmit-
telbar auf das Ergebnis des Brexit-
Referendums: Das britische Pfund 
ging am Tag der Bekanntgabe des 
Abstimmungsergebnisses auf Tal-
fahrt und stürzte um 11 % auf un-
ter 1,33 US-Dollar ab, dem tiefsten 
Wert seit 1985. Auch der Euro verlor 
gegenüber dem US-Dollar an Wert, 
er fiel um über 4 % auf 1,09 US-
Dollar. Direkt nach Bekanntwerden 
des Ergebnisses kündigte Standard 
& Poor’s den Verlust des AAA-Ra-
tings für Großbritannien an. Gene-
rell herrschte an den Börsen am Tag 
der Bekanntgabe des britischen 
Votums weltweit Panik, von Asien 
über Europa bis hin zu den USA. Vor 
allem britische Finanztitel waren 
aufgrund der Unsicherheit über die 
weitere Zukunft des Finanzplatzes 
London im Sinkflug. Der Finanz-
sektor nimmt eine herausragende 
Stellung in der britischen Ökonomie 
ein. Rund ein Drittel der britischen 
Finanz- und Versicherungsdienst-
leistungsexporte gehen in die EU, 

die meisten Investitionen britischer 
Banken finden in der Europäischen 
Union statt.17 BeobachterInnen se-
hen durch das Brexit-Votum einen 
großen Schaden für die Finanzme-
tropole London. Derzeit wird darü-
ber spekuliert, ob und in welchem 
Umfang es zu Verlagerungen von in 
London tätigen Finanzdienstleistern 
in andere EU-Mitgliedstaaten kom-
men wird. Der Finanzplatz London 
könnte massiv an Bedeutung ver-
lieren, andere Finanzzentren in der 
Europäischen Union wie Frankfurt 
oder Mailand könnten eine Aufwer-
tung erfahren. 

Doch wie wird sich ein möglicher EU-
Austritt in weiterer Folge auf Groß-
britanniens Ökonomie generell aus-
wirken? Das Vereinigte Königreich 
wickelt die Hälfte seines Außenhan-
dels mit EU-Mitgliedstaaten ab. Die 
britischen Exporte in die EU entspre-
chen derzeit rund 13 % des britischen 
Bruttoinlandprodukts. Die Hälfte der 
ausländischen Direktinvestitionen 
(DI) kommt aus EU-Staaten, umge-
kehrt geht etwa die Hälfte der briti-
schen DIs in die EU. 

Es ist daher davon auszugehen, dass 
die Unsicherheit über die künftigen 
Beziehungen zwischen der EU und 
Großbritannien die britische Wirt-
schaft empfindlich treffen wird. Das 
britische Magazin "The Economist" 
argumentiert, dass die ökonomi-
schen Effekte eines Brexit stark da-
von abhängen werden, welche Art 
von Handelsabkommen Großbritan-
nien und die EU vereinbaren, und 
wie lange es braucht, bis dessen 
Eckpunkte klar werden.18 

Im optimistischsten ersten Szenario 
der Analyse des „Economist“ würden 
sich Großbritannien und die EU rasch 
auf die Konturen einer Handelsver-
einbarung einigen, die den Beziehun-
gen zwischen der EU und Norwegen 
ähnelt. In diesem Fall könnte nach 
einer Phase negativer Effekte auf die 
Wirtschaft eine Erholung bis Ende 

»

2016 einsetzen. Ähnlich wären die 
Effekte, würde Großbritannien doch 
keinen Austritt durchführen. 

Im zweiten Szenario wird ange-
nommen, dass die EU und Großbri-
tannien sich bis zum Herbst 2016 
darüber klar werden, welchen Deal 
über ihr künftiges Verhältnis sie je-

weils anstreben, aber bei zentralen 
Fragen Streitpunkte zwischen den 
Verhandlungspartnern bestehen. Bei 
den deutlich länger andauernden 
Verhandlungen würden Unterneh-
men in Großbritannien Investitionen 
aufschieben, wo dies möglich ist. Es 
sei anzunehmen, dass die Arbeits-
stunden und das Lohnwachstum 
sinken würden. Das britische Pfund 
würde an Wert verlieren. Der „Eco-
nomist“ verweist jedoch darauf, dass 
das schwache Pfund in den Jahren 
nach der Finanzkrise keinen bedeu-
tenden Exportimpuls gebracht habe. 
In diesem Szenario geht die Analy-
se des „Economist“ von einer um ein 
bis zwei Prozentpunkte niedrigeren 
Wachstumsrate in Großbritannien in 
den kommenden 12 bis 18 Monaten 
im Vergleich zu einem Szenario, in 
dem Großbritannien in der EU bleibt, 
aus. 

In einem dritten Szenario wird von 
noch weitreichenderen negativen 
ökonomischen Auswirkungen ausge-
gangen: Käme es zu einer breiteren 
Anti-EU- oder Anti-Euro-Stimmung 
in Europa, wäre eine Investiti-
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onszurückhaltung bei Unternehmen 
in ganz Europa wahrscheinlicher. 
Dies würde mit fallenden Aktienprei-
sen, zurückhaltender Kreditvergabe 
und aufgeschobenen Ausgaben von 
KonsumentInnen einhergehen. 

Von ähnlichen Szenarien geht auch 
eine Reihe aktueller ökonomischer 
Studien aus. Der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) erwartet im opti-
mistischen Fall eines Brexits, in dem 
Großbritanniens Beziehung zur EU 
jener der EWG-Länder entsprechen 
würde, dass die Wirtschaftsleistung 
2019 um 1,4 % niedriger im Ver-
gleich zum Szenario ohne EU-Austritt 
wäre. Im pessimistischen Szenario 
fallen die Handelsbeziehungen auf 
den Status der WTO-Regeln zurück. 
In diesem Fall würde das reale BIP 
2019 sogar um 5,6 % niedriger aus-
fallen als ohne Brexit. In der Folge ist 
gemäß der Studie mit einem Anstieg 
der Arbeitslosigkeit und der öffentli-
chen Verschuldung zu rechnen.19 

Eine von Open Europe, einem wirt-
schaftsliberalen Think Tank, heraus-
gegebene Studie kommt hingegen 
zu einer höchst breitgefächerten 
Bandbreite möglicher Ergebnisse. Im 
Fall eines EU-Austritts Anfang 2018 
könnte das britische BIP 2030 im 
schlechtesten Fall um 2,2 % niedriger 
und im besten Fall um 1,6 % höher 
als bei einem Verbleib in der EU aus-
fallen. Realistischer wäre jedoch eine 
Bandbreite eines BIP-Rückgangs von 
0,8 % bis zu einem BIP-Zuwachs von 
0,6 % im Jahr 2030.20 Interessant 
ist, dass in den Szenarien, in denen 
das BIP 2030 im Fall des EU-Austritts 
höher ausfallen würde, eine Agenda 
der Deregulierung eine maßgebliche 
Rolle spielen soll. Die Studie geht 

von der Logik aus, dass Großbritan-
nien nach einem EU-Austritt eine 
weite Bandbreite von Regulierun-
gen lockern könnte, um so wettbe-
werbsfähiger zu werden. So werden 
etwa in der Studie im Bereich der 
EU-Sozial- und Beschäftigungsge-
setzgebung Bereiche ausgemacht, 
die nach einem Brexit zur Deregu-
lierung anstehen könnten. In beiden 
Szenarien, die langfristig positive 
BIP-Effekte in Aussicht stellen, ist 
vorgesehen, dass Großbritannien die 
Regelungen der Leiharbeitsrichtlinie 
vollständig abschafft und die Kosten 
der Arbeitszeitrichtlinie reduziert. Im 
„ambitionierten“ Szenario sollen auch 
Gesundheits- und Sicherheitsbestim-
mungen dereguliert werden.21 

Derartige Aussagen verdeutlichen 
die Gefahr, dass ArbeitnehmerIn-
nenrechte in Großbritannien nach 
einem EU-Austritt noch weitreichen-
deren Angriffen als bislang ausge-
setzt würden. EU-Rechtsnormen im 
Bereich der Beschäftigungs- und So-
zialpolitik tragen wesentlich zu den 
Rechten britischer ArbeitnehmerIn-
nen bei, etwa hinsichtlich Arbeitszeit, 
Urlaubsanspruch, Entgeltgleichheit 
oder Elternurlaub.22 

Ob Großbritannien nach einem EU-
Austritt tatsächlich keine Beiträge 
mehr an den EU-Haushalt abführen 
wird müssen, hängt im Übrigen sehr 
vom Arrangement ab, das die EU 
und Großbritannien hinsichtlich ihrer 
künftigen Beziehungen vereinbaren. 
2014 machte der Nettobeitrag Groß-
britanniens zum EU-Haushalt sieben 
Milliarden Euro aus, das sind gerade 
einmal 0,3 % des britischen BIP.23 

Mögliche ökonomische Auswir-
kungen für die Europäische Uni-
on n Die prognostizierten ökonomi-
schen Auswirkungen auf den Rest 
der EU fallen in den einzelnen EU-
Mitgliedstaaten unterschiedlich aus. 
Durchschnittlich machen die Exporte 
der anderen EU-Staaten nach Groß-
britannien 3 % des BIP aus. Einige 

Länder sind aber sehr stark vom bri-
tischen Markt abhängig, am meisten 
Irland. Dort betragen die Exporte in 
das Nachbarland mehr als 11 % des 
BIP. In den Niederlanden sind es im-
merhin 6,7 %. Deutschland liegt mit 
3 % im EU-Durchschnitt.24 Dennoch 
ist Großbritannien nach den USA 
und Frankreich der drittwichtigste 
Exportmarkt für deutsche Produkte.

Im Ergebnis schätzt der IWF, dass 
der Rest der EU bis 2018 Verluste 
in Höhe von 0,2 bis 0,5 % der Wirt-
schaftsleistung erleiden könnte.25 
Vor dem Hintergrund einer ohnehin 
nicht gerade sehr dynamischen Wirt-
schaftslage in der EU und der Euro-
zone kann der Schaden allerdings 
langfristig höher sein. Besonders 
wenn sich die Unsicherheit bezüglich 
Austritt bzw. die Verhandlungen lan-
ge hinziehen.

Für Österreich werden derzeit von 
Forschungsinstituten eher geringe 
ökonomische Effekte eines Brexit 
erwartet. Großbritannien liegt an 
achter Stelle der Zielländer öster-
reichischer Exporte. Ca. 3 % der ös-
terreichischen Ausfuhren gehen ins 
Vereinigte Königreich, ca. 2 % der 
Importe kommen aus dem Land. Ös-
terreich exportierte 2015 Waren im 
Wert von rund 4,2 Milliarden Euro 
nach Großbritannien (rund 1,3 % des 
BIP). Österreichische Direktinvesti-
tionen in Großbritannien betrugen 
2014 6,4 Milliarden Euro, britische 
Investitionen in Österreich machten 
im selben Jahr 4,5 Milliarden Euro 
aus. 

In seiner aktuellen Konjunkturprog-
nose erwartet das Wifo aufgrund der 
vorgesehenen Übergangsfrist 
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von bis zu zwei Jahren zur Neuver-
handlung der Beziehungen zwischen 
Großbritannien und der EU keine un-
mittelbaren Folgen für die österrei-
chische Exportwirtschaft. Mögliche 
Turbulenzen auf den Finanz- und De-
visenmärkten könnten aber bereits 
vorher negative Auswirkungen zur 
Folge haben, die in der Prognose auf-
grund der hohen Unsicherheit aber 
nicht berücksichtigt wurden.26 Das 
IHS geht in seiner aktuellen Wirt-
schaftsprognose davon aus, dass 
ein Brexit die Unsicherheit über die 
Ausgestaltung der europäischen Ins-
titutionen weiter erhöhen würde. Die 
kurzfristigen direkten Auswirkungen 
für Österreich werden jedoch auf-
grund der vergleichsweise niedrigen 
Intensität der wirtschaftlichen Ver-
flechtungen der beiden Länder als 
gering eingeschätzt.27 

Rechtliche Fragen zum Austritt 
aus der EU n Nach dem Votum für 
einen Ausstieg aus der EU stellen 
sich darüber hinaus auch viele recht-
liche Fragen: Wie läuft ein Ausstieg 
aus der EU ab? Welche Inhalte wer-
den das Austrittsabkommen bzw. zu-
sätzliche Abkommen enthalten? Wel-
ches Recht gilt nach dem Austritt in 
Großbritannien? Müssen Änderungen 
im EU-Primärrecht vorgenommen 
werden?

A. �Austrittsverfahren gemäß  
Art. 50 EUV

Durch Art. 50 EUV ist das Recht eines 
Mitgliedstaates auf den EU-Austritt 
im europäischen Primärrecht klar 
verankert. Art. 50 Abs. 1 EUV sieht 
vor, dass jeder Mitgliedstaat im Ein-
klang mit seinen verfassungsrechtli-
chen Vorschriften beschließen kann, 
aus der Union auszutreten. Auch das 
Prozedere für einen Austritt ist in Art. 
50 EUV festgelegt, es ergeben sich 
folgende Phasen des Austritts:

1. Austrittsbeschluss: Art. 50 Abs. 1  
EUV hält ausdrücklich fest, dass 
ein Austritt „im Einklang mit [den] 

verfassungsrechtlichen Vorschrif-
ten“ des Mitgliedstaates zu erfolgen 
hat. Zu beachten ist jedoch, dass 
der EuGH nicht zur Auslegung nati-
onalen Verfassungsrechts berufen 
ist. Die herrschende Rechtsmeinung 
geht davon aus, dass zum jetzigen 
Zeitpunkt noch kein verfassungskon-
former Beschluss gemäß britischem 
Recht vorliegt. Das abgehaltene Re-

ferendum war lediglich konsultativer 
Natur. Nach herrschender Rechts-
meinung könnte sich das britische 
Parlament, in dessen Unterhaus es 
derzeit eine klare Mehrheit für den 
Verbleib in der EU gibt, über das Re-
ferendum hinwegsetzen.28 Jedoch ist 
es aus demokratiepolitischer Sicht 
fraglich, ob sich das Parlament über 
den Willen des Volkes hinwegsetzen 
wird. Teils wird ein zweites Referen-
dum gefordert und auch von man-
chen JuristInnen argumentiert, dass 
der Austritt aus der EU eine wesent-
liche Verfassungsänderung darstelle 
und daher ein zweites Referendum 
erforderlich sei.29

2. Austrittsmitteilung: In einem 
nächsten Schritt hat Großbritannien 
die Absicht über seinen Austritt dem 
Europäischen Rat mitzuteilen. Mit 
dem Zeitpunkt der Austrittsmittei-
lung beginnt die Zwei-Jahres-Frist zu 
laufen. Da diese Frist für die notwen-
digen rechtlichen Modifikationen sehr 
knapp bemessen ist, könnte auch ein 
weiteres Hinauszögern der Mitteilung 
seitens Großbritanniens ein realisti-
sches Szenario sein.

3. Beschluss von Leitlinien für 
die Verhandlungen: Der Europäi-
sche Rat legt in der Folge Leitlinien 
für die Austrittsverhandlungen fest. 

Diese und alle folgenden Beratungen 
im Europäischen Rat und Rat finden 
ohne Teilnahme von Großbritannien 
statt.

4. Austrittsverhandlungen: Die 
Europäische Kommission verhandelt 
mit Großbritannien die Inhalte des 
Austrittsabkommens. Zum jetzigen 
Zeitpunkt sind die genauen Inhalte 
des Abkommens noch nicht absehbar. 
Je nachdem, welche Form der zukünf-
tigen Kooperation (siehe dazu unter 
B.) gewählt wird, könnten parallel zu 
den Verhandlungen über das Austritt-
sabkommen auch die Verhandlungen 
über ein oder mehrere (Freihandels-)
Abkommen zwischen der EU und 
Großbritannien geführt werden. Die 
zweijährige Verhandlungsfrist kann 

– bei Einvernehmen zwischen Groß-
britannien und der EU – auch noch 
einmal verlängert werden; hierfür ist 
Einstimmigkeit erforderlich.

5. Abschluss des Austrittsab-
kommens: Auf Seiten der EU ist das 
Abkommen vom Rat mit qualifizierter 
Mehrheit zu beschließen und benö-
tigt auch die Zustimmung des Euro-
päischen Parlaments (einfache Mehr-
heit). Eine Notifizierung durch die 
Mitgliedstaaten ist nicht erforderlich. 
Somit besteht im Austrittsverfahren 
keine Blockademöglichkeit einzelner 
Mitgliedstaaten. Werden jedoch pa-
rallel zum Austrittsabkommen ein 
oder mehrere gemischte Abkommen 
zwischen der EU und Großbritannien 
ausgehandelt, ergibt sich dadurch 
jedoch indirekt eine Blockademög-
lichkeit einzelner Mitgliedstaaten. 
Zudem ist auch eine Zustimmung 
des britischen Parlaments zum Aus-
trittsabkommen erforderlich.30

6. Inkrafttreten des Austrittsab-
kommens: Im Austrittsabkommen 
ist ein Zeitpunkt für den Austritt – 
und somit Geltungsbeginn für das 
neue rechtliche Regime – festzule-
gen. Alternativ tritt das Abkommen 
zwei Jahre nach Austrittsmitteilung in 
Kraft.
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So im Rahmen der Verhandlungen 
über ein Abkommen keine Einigkeit 
gefunden wird, erfolgt nach Ablauf 
von zwei Jahren der Austritt auto-
matisch. Somit würden alle briti-
schen Verpflichtungen aus dem Eu-
roparecht (u.a. EU-Budget) entfallen, 
jedoch auch sämtliche Rechte briti-
scher BürgerInnen oder Unterneh-
men aus dem EU-Recht nicht mehr 
bestehen. Teile der juristischen Leh-
re gehen jedoch davon aus, dass 
eine „Pflicht [...] nach Völkerrecht“ 
besteht, sich über die „Austrittsfol-
gen zu einigen“31. 

Bis zum Austrittszeitpunkt bleibt 
Großbritannien – abgesehen von der 
Nicht-Teilnahme an den Verhandlun-
gen im Europäischen Rat und Rat be-
treffend den Austritt – vollwertiges 
EU-Mitglied.

Auch die Möglichkeit eines Wieder-
eintrittes in die EU zu einem späte-
ren Zeitpunkt ist ausdrücklich vor-
gesehen. Hierfür bedürfte es jedoch 
eines neuerlichen Beitrittsantrags 
und -verfahrens. 

Sonderfall Schottland: Würde 
Schottland – im Fall eines EU-Aus-
tritts Großbritanniens und eines 
Austritts Schottlands aus dem Verei-
nigten Königreich – das Ziel verfol-
gen,  in der EU zu „verbleiben“, wäre 
nach Europarecht dafür ein eigener 
Beitrittsantrag gemäß Art. 49 EUV 
notwendig. Da in Schottland bereits 
der europäische Rechtsbesitzstand 
gilt, ist es jedoch durchaus möglich, 
dass ein Beitrittsverfahren deutlich 
schneller als üblich abgewickelt wer-
den könnte.32

B. �Inhalte des Austritts
abkommens und eventueller 
weiterer Abkommen

Bezüglich der Inhalte des Austritt-
sabkommens ist Art. 50 EUV wenig 
konkret, dessen Abs. 2 sieht vor, 
dass „ein Abkommen über die Ein-
zelheiten des Austritts“ ausverhan-

delt wird, „wobei der Rahmen für die 
künftigen Beziehungen dieses Staa-
tes zur Union berücksichtigt wird“. 

Es erscheint plausibel, dass im Aus-
trittsabkommen nur die Bedingun-
gen des Austritts in einem engeren 
Sinne zu regeln sind (u.a. EU-Budget, 
Status von BritInnen in der EU, Sta-
tus von EU-BürgerInnen in Großbri-
tannien, EU-Einrichtungen in Groß-
britannien).33

Die weitere Vorgangsweise hängt 
davon ab, für welchen zukünftigen 
Weg der Kooperation mit der EU sich 
Großbritannien entscheidet und zu 
welchen Bedingungen die EU bereit 
ist zu kooperieren. In der Diskussion 
werden fünf Modelle genannt: Modell 

„Norwegen/EWR“, Modell „Schweiz/
Bilaterale Abkommen“, Modell „Tür-
kei/Zollunion“, Modell „Kanada/um-
fangreiches Freihandelsabkommen“ 
oder Modell „Kooperation im Rahmen 
der WTO“.34 Je nachdem welches 
Modell angestrebt wird, sind gleich-
zeitig mit den Verhandlungen zum 
Austrittsabkommen (oder zeitlich 
nachgelagert) auch die Verhandlun-
gen zu einem oder mehreren weite-
ren Abkommen, welche die zukünfti-
ge Kooperation zwischen der EU und 
Großbritannien festlegen, zu führen. 

Bei den engeren Kooperationsfor-
men stellt sich die Frage, ob diese 
seitens Großbritanniens überhaupt 
erwünscht sind. Die EWR-Staaten 
Norwegen, Island und Liechtenstein 
übernehmen große Teile des EU-
Binnenmarktrechtes, ohne selbst die 
Möglichkeit zu haben, im Rahmen 
des europäischen Gesetzgebungs- 
bzw. Rechtsprechungsprozesses an 
dessen Gestaltung mitzuwirken. Zu-

dem ist ein bedeutender finanzieller 
Beitrag an die EU zu leisten. Auch 
die Schweiz muss nach dem EU-
Schweiz-Freizügigkeitsabkommen 
Personenfreizügigkeit aus der EU 
zulassen. Zudem ist überhaupt frag-
lich, ob seitens der EU Bereitschaft 
besteht, noch einmal einen langwie-
rigen, komplizierten Verhandlungs-
prozess zu bilateralen Abkommen, 
vergleichbar jenen mit der Schweiz, 
durchzuführen.

Insgesamt stellt sich auch stark 
die Frage der zeitlichen Dimension: 
Folgt man dem „Modell Norwegen“, 
wäre zunächst ein Beitritt zur EFTA 
(Zustimmung der EFTA-Mitglieder), 
dann ein Beitritt zum EWR (Zustim-
mung aller EU-Mitgliedstaaten) er-
forderlich. Die Verhandlungen zu 
den bilateralen Abkommen mit der 
Schweiz haben sieben Jahre gedau-
ert, die Verhandlungen zum EU-Ka-
nada-Abkommen neun Jahre. 

Weiters ist davon auszugehen, dass 
nach einem Brexit auch Änderungen 
im EU-Primärrecht erforderlich sind 
(z.B. Anpassung der Zahl der Ab-
geordneten im Europäischen Parla-
ment).35

C. �Rechtslage in Großbritannien 
und Handelsabkommen

Durch einen Brexit ergibt sich ganz 
erheblicher nationaler Regulierungs-
bedarf in Großbritannien. Dessen 
Umfang hängt wesentlich davon 
ab, welches Modell einer zukünfti-
gen Kooperation mit der EU verein-
bart wird. Durch einen Brexit wären 
das gesamte EU-Primärrecht sowie 
sämtliche EU-Verordnungen in Groß-
britannien nicht mehr anwendbar, es 
sei denn, es wird vertraglich Ande-
res vereinbart. Nationale Gesetze, 
mit denen EU-Richtlinien umgesetzt 
wurden, bleiben nach dem Austritt 
grundsätzlich erhalten. Großbritan-
nien kann jedoch in Zukunft davon 
abgehen, indem die nationalen Re-
gelungen modifiziert werden.

BREXIT – Wie weiter in Europa? 
Teil 2. Die Konsequenzen des Brexit-Votums
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Um das Auftreten von Rechtslücken 
im nationalen Recht zu verhindern, 
könnte Großbritannien sämtliche EU-
Verordnungen für eine Übergangs-
phase für weiterhin anwendbar er-
klären - auch dieses Modell ist jedoch 
nicht ohne Probleme36. In der Folge 
müsste jedes einzelne Rechtsgebiet 
(z.B. VerbraucherInnenschutz, Um-
weltschutz,  ...) im nationalen Recht 
neu geregelt bzw. die EU-Regelung 
modifiziert werden. Jene Politikberei-
che, die an die EU übertragen wur-
den (z.B. im Bereich Wettbewerbs-
recht oder Förderungen), müssten 

– so weiterhin gewollt – national ge-
regelt werden.

Jene internationalen Abkommen 37, 
die von der EU mit Drittstaaten ab-
geschlossen wurden und in den aus-
schließlichen Kompetenzbereich der 
EU fallen, gelten im Fall des Brexits 
für Großbritannien nicht mehr. Im 
Falle der zahlreichen gemischten 
Freihandelsabkommen, bei welchen 
auch die Mitgliedstaaten (und so-
mit auch Großbritannien) Vertrags-
partner sind, müsste Großbritannien 
ebenfalls Ersatzabkommen verhan-

deln, da Großbritannien nach einem 
Brexit die Verpflichtungen aus dem 
Abkommen nicht mehr erfüllen kann. 
Je nach Ausgestaltung der zukünfti-
gen Kooperation müsste Großbritan-
nien auch eine Neuverhandlung der 
Ausgestaltung der britischen WTO-
Mitgliedschaft vornehmen.38
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BREXIT – Wie weiter in Europa? 
Teil 3. Forderungen der AK: Schritte zu einem sozialen, demokratischen und ökologischen Europa

Der Europäische Rat hat sich über 
den Sommer zu einer „politischen 
Reflexion“ über die weitere Entwick-
lung verpflichtet, die unmittelbar 
beginnt. Im September soll auf ei-
ner informellen Tagung in Bratislava 
eine erste Bilanz gezogen werden. 
„Die europäischen BürgerInnen“ – 
so in der Erklärung der EU-27 vom 
29. Juni 2016 – „erwarten von uns 
bessere Ergebnisse, wenn es dar-
um geht, Sicherheit, Beschäftigung 
und Wachstum zu gewährleisten und 
Hoffnung auf eine bessere Zukunft 
zu geben“. Richtige Worte, aber es 
ist davon auszugehen, dass die ein-
zelnen Staats- und Regierungsche-
fInnen sehr unterschiedliche Mei-
nungen haben, wie diese Ergebnisse 
erreicht werden können.  

Konkrete Ansatzpunkte liegen aus 
Sicht der AK auf der Hand. Der Bre-
xit war eine Anti-Establishment Ab-
stimmung, ein Protest gegen die 
langfristigen Folgen der Globalisie-
rung und Neoliberalisierung, verbun-
den mit dem Appell an die Entschei-
dungsträgerInnen, konkrete Sorgen 
der Menschen ernst zu nehmen. Die 
bisherige fehlgeleitete Krisenbewäl-
tigungspolitik - die insbesondere aus 
strikter Sparpolitik, Lohndruck nach 
unten und einseitigen Wirtschafts-
reformen zur Erlangung von Wett-
bewerbsfähigkeit bestand – hat die 
Krise in der EU verschärft und das 
Vertrauen der europäischen Bürge-
rInnen in die EU nachhaltig erodiert. 

Auch wenn in der EU eine Politik ge-
macht wurde und wird, die haupt-

sächlich im Interesse einiger Weni-
ger ist, so lassen sich alleine auf der 
Ebene des Nationalstaates zentrale 
soziale, demokratische und ökolo-
gische Herausforderungen nicht be-
wältigen: Das Klima macht an keiner 
Grenze halt. Die Finanzmärkte sind 
transnational und können daher nur 
auf europäischer Ebene geschrumpft 
und reguliert werden. Die Austrock-
nung von Steueroasen, die Beendi-
gung von Steuerwettbewerb, die Ein-
führung der Finanztransaktionsteuer 
und vieles mehr – all dies braucht 
die Bündelung europäischer Kräfte.

Nun ist es bereits fünf nach zwölf. 
Die BürgerInnen von Großbritannien 
haben beschlossen, die Europäische 
Union zu verlassen. Es sollte alles 
daran gesetzt werden, zu verhin-
dern, dass nationalistische Kräfte die 
Bevölkerung Europas weiter spalten 
und tiefe Gräben zwischen den, aber 
auch innerhalb der Staaten ziehen. 
Ebenso muss verhindert werden, 
dass die europäische Integration 
nach dem bisherigen Motto "more of 
the same" fortgesetzt und die neoli-
berale Integrationsweise weiter vor-
angetrieben wird. 

Eine glaubhafte und wirksame Stra-
tegie erfordert einen auf konkrete 

Teil 3

Forderungen der AK: Schritte 
zu einem sozialen, demokratischen 
und ökologischen Europa  

Der Brexit war  
auch ein Appell  

an die Entscheidungs-
trägerInnen, konkrete 
Sorgen der Menschen 

ernst zu nehmen.

Maßnahmen basierenden Kurswech-
sel. Notfalls sollte dabei auf das Mit-
tel der verstärkten Zusammenarbeit 
wie bei den Plänen zur Finanztrans-
aktionssteuer gesetzt werden, um 
mehr soziale Gerechtigkeit für die 
Gesellschaft zu erreichen. Zehn 
Schritte zu einem sozialen, demo-
kratischen und ökologischen Europa 
aus Sicht der AK39: 

1. �Menschen in den Mittelpunkt 
stellen n Soziale Grundrechte 
über die Marktfreiheiten stellen 

– Mängel der europäischen Ver-
träge beheben. Durch den Brexit 
wird es zu vertraglichen Verän-
derungen kommen. Diese sollten 
genutzt werden, um ein 'soziales 
Fortschrittsprotokoll' in den Ver-
trägen zu verankern und damit 
die Vormacht der Märkte zu be-
schränken. 

2. �Die soziale Krise in Europa 
stoppen n Entscheidend für die 
Verwirklichung eines sozialen Eu-
ropas ist, dass die Bekämpfung 
von Lohn- und Sozialdumping in 
der EU verstärkt wird. Insbeson-
dere sind verbindliche Lohnun-
tergrenzen vorrangig über den 
Ausbau von allgemein gültigen 
Kollektivvertragssystemen in al-
len EU-Staaten für alle Arbeitneh-
merInnen zu garantieren. In ei-
nem „sozialen Aktionsprogramm“ 
könnten ambitionierte, konkrete 
Zielsetzungen festgelegt und so-
ziale Mindeststandards im Arbeits- 
und Sozialrecht weiter ausgebaut 
werden. Zum Beispiel könnten 
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mit verbindlichen Mindeststan-
dards für die Arbeitslosenversiche-
rungssysteme der Mitgliedstaaten 
konkrete soziale Verbesserungen 
erzielt werden. 

3. �Die Austeritätspolitik beenden 
und in die soziale und ökolo-
gische Infrastruktur investie-
ren n Für eine langfristig positive 
Zukunftsperspektive braucht es 
öffentliche Investitionen in Bil-
dung, soziale Dienstleistungen 
und ökologische Nachhaltigkeit. 
Diese sollten rasch angegangen 
werden, denn sie werfen ge-
samtgesellschaftlich eine positive 
Mehrfachdividende ab. Sie schaf-
fen Wissen, Zusammenhalt und 
damit soziales Kapital, das auch 
die Basis einer erfolgreichen Volk-
wirtschaft bildet. Investitionen in 
neue Technologien können diesen 
gesellschaftlichen und ökologi-
schen Wandel begleiten. Dazu ist 
es notwendig, die fiskalpolitischen 
Vorgaben auf europäischer Ebene 
umgehend investitionsfreundli-
cher zu gestalten. Das erfordert 
die Implementierung einer golde-
nen Investitionsregel. 

4. �Die Stärkung der Binnennach-
frage muss zur Richtschnur 
der EU-Wirtschaftspolitik wer-
den n Immerhin werden über 
90% des Handels der EU-Mit-
gliedstaaten innerhalb der EU ab-
gewickelt. Auch die Kommission 
betont im Warnmechanismusbe-
richt 2016, dass angesichts des 
schwierigen weltwirtschaftlichen 
Umfelds „das Wachstum […] nun 
stärker auf die Binnennachfrage, 
vor allem auf eine deutlichere In-
vestitionsbelebung angewiesen 
[ist]“40. Eine stärkere Betonung 
der Nachfrageseite und eine glei-
chere Verteilung von Einkommen 
und Vermögen schafft mehr Wohl-
stand für alle. Die Bekämpfung 
von Armut hat nicht nur soziale, 
sondern auch positive ökonomi-
sche Effekte.

5. �Die Bekämpfung von Steuer-
betrug und Steuervermeidung 
n Schließung von Steueroasen, 
effektive Maßnahmen zur europa-
weiten Mindestbesteuerung von 
Unternehmensgewinnen, Kapital-
einkünften und Vermögen müssen 
forciert werden. Jedes Jahr ent-
gehen den Mitgliedstaaten durch 
aggressive „Steuerplanung“ sei-
tens der Unternehmen zwischen 
100 und 240 Milliarden Euro an 
Steuern. Sich für ein gerechteres 
Steuersystem einzusetzen, stellt 

nicht nur eine Möglichkeit dar, die 
öffentlichen Einnahmen beträcht-
lich zu steigern – es ist auch eine 
Frage der sozialen Gerechtigkeit 
und der Glaubwürdigkeit der In-
stitutionen.

6. �Bändigung der Finanzmärkte 
durch Regulierung des Finanzsek-
tors und Beschränkung des Schat-
tenbankensystems (alternative 
Investmentfonds wie Hedgefonds 
und Private Equity Fonds) sowie 
der Einführung der Finanztrans-
aktionssteuer.

7. �Europäische Entscheidungen 
demokratisieren n Der euro-
päische Parlamentarismus ist 
durch Initiativ- und umfassende 
Mitentscheidungsrechte des Eu-
ropäischen Parlaments weiterzu-
entwickeln. Sämtliche Bereiche 
der europäischen Wirtschaftspo-
litik (einschließlich der einzelnen 
Prozessschritte des Europäischen 
Semesters) sollten vom Europäi-
schen Parlament mitentschieden 
werden. 

Die AK fordert:  
Die soziale Krise in 

Europa muss gestoppt, 
Maßnahmen gegen  
Lohn- und Sozial
dumping müssen 

durchgesetzt werden.

8. �Einfluss der Wirtschaftslobbys 
reduzieren n Auch faktisch gibt 
es auf EU-Ebene ein großes Un-
gleichgewicht zwischen dem Wirt-
schaftslager und ArbeitnehmerIn-
neninteressen. Mindestens drei 
Viertel aller Gespräche der EU-
Institutionen finden mit Unter-
nehmensvertreterInnen statt. Die 
Zahl der Treffen zwischen Unter-
nehmensseite und den EU-Insti-
tutionen sollte also reglementiert 
werden. Die Einführung eines „le-
gislativen Fußabdruckes“ würde 
offenlegen, welche LobbyistInnen 
wie oft bei den EU Institutionen 
vorstellig werden, und dafür eine 
gute Grundlage bieten.41 

9. �EU-Handels- und Investiti-
onspolitik sozial und ökolo-
gisch gestalten n Da die Bin-
nennachfrage durch die verfehlte 
Wirtschaftspolitik stagniert, setzt 
die EU verstärkt auf Exporte 
außerhalb der EU und Freihan-
delsabkommen. Durch geplante 
Handelsabkommen (CETA, TTIP) 
kommen jedoch Schutzstandards 
für ArbeitnehmerInnen und Kon-
sumentInnen stark unter Druck. 
Ausländischen Konzernen sollen 
zudem privilegierte Klagerechte 
zugestanden werden. Die Gefahr 
ist gegeben, dass europäische 
Standards mittels dieser Freihan-
delsabkommen untergraben wer-
den. Statt eines weltweiten 'race 
to the bottom' sollte die Handels-
politik auf Basis sozialer und öko-
logischer Indikatoren im Sinne ei-
nes 'Fair Trade' umgestaltet, bspw. 
die ILO-Mindestarbeitsnormen zu 
Grunde gelegt werden.

10�. Solidarität und Zusammen-
halt unter den EuropäerInnen 
stärken n Im Zuge der Krise ist 
die Kohäsionspolitik der EU völ-
lig aus dem Blick geraten. Es be-
darf aber ausgleichender Politiken, 
um ein Zusammenwachsen der 
Mitgliedstaaten zu ermöglichen. 
Dazu muss das EU-Budget 

»

BREXIT – Wie weiter in Europa? 
Teil 3. Forderungen der AK: Schritte zu einem sozialen, demokratischen und ökologischen Europa

http://wien.arbeiterkammer.at


17  infobrief eu & international	�   Ausgabe 3a – Sondernummer Brexit | Juli 2016 
		�   wien.arbeiterkammer.at
�

»

Die Finanzmärkte  
müssen endlich  

gebändigt, die  
Realwirtschaft durch 

öffentliche Investitionen 
angekurbelt werden.

insgesamt stärker auf soziale Zie-
le wie die Bekämpfung von Armut, 
sozialer Ausgrenzung und Arbeits-
losigkeit ausgerichtet werden, der 
Europäische Sozialfonds sollte da-
her deutlich aufgestockt werden. 
Länder, die sich solidarisch in der 
europäischen Migrationspolitik 
verhalten, sollten über eine eu-
ropäische Beschäftigungsinitiati-
ve Gelder für die Integration von 
Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt 
bekommen. Die Bekämpfung von 
Jugendarbeitslosigkeit sollte eine 
der zentralen Agenden der eu-
ropäischen Politik werden. 'No 
future' für die jungen Menschen 
heißt langfristig auch das Ende 
des europäischen Wohlfahrtsver-
sprechens und verstärkt die be-
stehende Vertrauenskrise. Aber 
auch der Dialog zwischen den 
Staaten und der soziale Dialog, 
in dem das Miteinander von Ge-

»

werkschafts- und Unternehmens-
seite gepflogen wird, muss in der 
EU-Politik gestärkt werden. 

Niemand kann zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt sagen, wohin sich die Eu-
ropäische Union entwickeln wird. 
Wenn die Verbesserung der Le-
bensbedingungen und -chancen der 
Menschen im Mittelpunkt steht und 
das Ziel, eine 'Union des Friedens 
und des Wohlstands' ernst genom-
men wird, sind die nächsten Schritte 
in der europäischen Politik gar nicht 

so schwer. Die Schwierigkeit besteht 
eher darin, dass dieser Weg schon 
(zu) lange nicht beschritten wird. 
Die europäischen Staats- und Re-
gierungschefInnen haben sich eine 
Nachdenkpause über den Sommer 
verordnet. Eigentlich ist aber keine 
Zeit mehr dafür. Ein beherztes Vor-
gehen ist jetzt Gebot der Stunde. 

blog.arbeit-wirtschaft.at leuchtet Hintergründe aus, stößt Debatten an und hält 
mit Fakten dem Mainstream kritisch gegen. Der A&W Blog bezieht klar Position: 
Auf Seiten der arbeitenden Menschen. Dazu bringen engagierte Leute aus 
Wissenschaft, interessierter Öff entlichkeit und Arbeit nehmerInnenvertretung 
kurze Analysen und klare Argumente auf den Blog. 
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39) � Vgl. Europa in unsere Hände nehmen, AK 

Forderungen für die Wahlen zum Europä-

sichen Parlament 2014, https://media.ar-

beiterkammer.at/wien/PDF/Publikationen/

Europa_in_unsere_Haende_nehmen.pdf. 

40) �Europäische Kommission, Warnmecha-

nismusbericht 2016, COM(2015) 691 

final, 26.11.2015, http://ec.europa.

eu/europe2020/pdf/2016/ags2016_

alert_mechanism_report_de.pdf 

41) �http://blog.arbeit-wirtschaft.at/lob-
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Editorial

Liebe Leserin! Lie
ber Le

ser!

Vor Ih
nen liegt doppelt Neues. 

 Durch professio
nelles La

yout 

ersch
einen wir in

 neuem Gewand. 

Auch inhaltlich
 haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-

punkte durch neue Formate besser 

zu fokussie
ren: La

ngbeiträge als 

Raum für grundlegende Analysen. 

Damit st
arten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Erste
rer 

zeigt auf, dass s
imultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 

Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt s
ich mit dem Monti-B

erich
t – 

dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-

marktpolitik – auseinander. Produk-

tion von Konsens und Disse
ns darin 

spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir m
it zw

ei Rezensi-

onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 

unserer Zeitsch
rift b

leiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 

prägnant aufbereitet. D
as ze

igen 

Elisabeth Beer, N
orbert Templ, Ir

is 

Strutzm
ann, Walter Sauer & Susan 

Leather mit ih
ren Beiträgen zu  

Investiti
onssch

utzabkommen, 

Wachstumshindernisse
n, Handels-

politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt C
laudia Schürz u

nseren 

China-Schwerpunkt fort. D
iesmal: 

WanderarbeiterInnen.

 

Ihr AK Redaktionsteam

Seit B
eginn der Finanz- und Wirts

chaftskrise ist es  

der EU gelungen, durch pragmatisch
e Notfallmaßnahmen das  

Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatssc
huld-

versch
reibungen zu sta

bilisie
ren, jedoch sin

d die grundlegenden  

Probleme nicht bewältigt. 

Europas W
irtsc

haft

An einer entscheidenden 

Weggabelung

Die weitere Konjunkturentwicklung 

hängt davon ab, ob die von Asien 

ausgehenden Auftrie
bskräfte oder 

die Dämpfung durch die sim
ultane 

Budgetkonsolidierung in der EU stä
r-

ker wirken. Die Bewältigung der ho-

hen Staatssc
hulden bleibt ein zent-

rales Thema, für dessen Bewältigung 

unkonventionelle Ansätze notwendig 

sind.

EU-Wirts
chaftspolitik

 
schafft 

Stabilisierung n Die wirtsc
haftlic

he 

Krise
 hat in der Europäisch

en Uni-

on in den letzte
n Wochen ihr dritte

s 

Stadium erreicht:

 
n Die Krise

 ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 

Finanzmärkten und Banken aus, 

das weltweite Finanzsystem ge-

riet mehrmals an den Rand des 

Zusammenbruchs.

n Dadurch wurde von Mitte 2008 

bis M
itte 2009 ein tiefer Einbruch 

der Realwirtsc
haft a

usgelöst. D
as 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 

real um 4,2% zurück, die saison-

bereinigte Zahl der Arbeitslo
sen 

stie
g vom Tiefsta

nd im Frühjahr 

2008 bis M
ai 2010 von 16 Mio auf 

23 Mio.

n Als Folge des durch den finanz- 

und realwirtsc
haftlic

hen Einbruch 

entsta
ndenen Ausfalls 

an Steu-

ereinnahmen und der zusätzli-

chen Staatsausgaben entwickelte 

sich
 ab dem Frühjahr 2010 eine 

Staatssc
huldenkrise

.

Die EU-Politik
 hat die Krise

nzeichen 

in allen drei Stadien spät erkannt, 

sie hat – bedingt durch langwierige 

Entsch
eidungsprozesse, vor allem 

aber geprägt durch ein neoliberales 

Weltbild, das den Märkten Effizienz 

zusprich
t und sta

atlich
e Eingriffe

 für 

falsch
 hält – mit Zögern und Zaudern 

reagiert. D
ennoch ist 
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hließlich 
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Editorial

Liebe Leserin!  

Lieber Leser!

Die Politik des eisernen Sparens 

hat zu folgenschweren Verwer-

fungen insbesondere in den Kri-

senländern Südeuropas geführt. 

Ruth Simsa skizziert, wie sich die 

Lebensbedingungen in Spanien 

verschlechtert haben. Über  

die schwierigen Verhandlungen, 

die die griechische Regierungs-

partei Syriza mit der EU-Troika 

führen muss, informiert Lukas 

Oberndorfer. Michael Mesch 

beschäftigt sich mit der Lohn-

politik in der Krise, die zu einer 

Demontage der Tarifautonomie 

der KollektivvertragspartnerInnen 

geführt hat. Einen Einblick zu den 

Praktiken der Steueroasen, die 

eine steuerschonende Behand-

lung von Unternehmensgewin-

nen und Vermögen ermöglichen, 

gibt Gertraud Lunzer. Frank Ey 

schildert, wie es um die Trans-

parenz beim Lobbying auf EU-

Ebene bestellt ist. Elisabeth Beer 

berichtet über die letzten Ent-

wicklungen zu Investitionsschutz 

und Investor-Staat-Streit  bei-

legungsmechanismus im EU- 

USA-Handelsabkommen TTIP. 

Die Kampagne No2ISDS setzt 

dazu neue Aktivitäten.   

Ihre Redaktion 

Spanien ist von einer gravierenden ökonomischen, sozialen 

und politischen Krise betroffen. Zum Teil ist dies Folge  

der europäischen Politik. Die zunehmende Orientierung an Wirt-

schaftsinteressen statt an sozialen Standards, die Unterordnung des 

Gemeinwohls unter individuelle Interessen, die Individualisierung 

von Gewinnen und Kollektivierung von Risiken der Finanzmärkte 

führen zu wachsender Ungleichverteilung und Exklusion.   Ruth Simsa

Spanien

Überleben in der  

Krise mit Hilfe  

sozialer Netzwerke

Folgen sind in vielen Ländern Politik-

verdrossenheit oder ein Zulauf der 

Krisenverlierer zu nationalistischen 

und rechtspopulistischen Strömun-

gen. In Spanien dagegen kam es in 

Folge einer breiten Protestbewegung 

zu einer Stärkung der Zivilgesell-

schaft, des politischen Engagements 

und der Solidarität. Infolge der Be-

wegung wurden neue Parteien ge-

gründet, die hohe Erfolgsaussichten 

bei den nächsten Wahlen haben.1 

Hintergründe: die Wirtschafts-

krise und ihre Folgen n Die Fi-

nanzkrise und durch sie verursachte 

Liquiditätsengpässe von Banken tra-

fen Spanien nach einem Jahrzehnt 

des Baubooms, der durch lockere 

Kreditvergabe und niedrige Zinsen 

verursacht und durch Spekulationen 

verstärkt worden war. Bis dahin er-

lebte Spanien goldene Jahre und den 

Aufstieg zur fünftgrößten Volkswirt-

schaft Europas. Spanien hatte vor 

der Finanzkrise eine mit 39,4 % im 

Jahr 2008 deutlich niedrigere Staats-

verschuldung als etwa Österreich 

(68,5  %), war aber u.a. aufgrund 

des hypertrophen Bausektors beson-

ders verwundbar. Mit der Finanzkri-

se platzte die Immobilienblase. Der 

Staat fing die von Kreditausfällen 

betroffenen Banken auf, verschul-

dete sich stark, Unternehmen gin-

gen in Konkurs, die Arbeitslosigkeit 

stieg. Die Staatsverschuldung stieg 

bis 2014 auf geschätzte 98,1 %2 
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Editorial

Liebe Leserin! Lieber Leser!

Vor Ihnen liegt doppelt Neues. 
 Durch professionelles Layout 

erscheinen wir in neuem Gewand. 
Auch inhaltlich haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-
punkte durch neue Formate besser 

zu fokussieren: Langbeiträge als 
Raum für grundlegende Analysen. 
Damit starten Markus Marterbauer 

und Lukas Oberndorfer. Ersterer 
zeigt auf, dass simultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 
Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt sich mit dem Monti-Bericht – 
dem Versuch eines neuen Konsenses 

für eine angebotseitige Binnen-
marktpolitik – auseinander. Produk-
tion von Konsens und Dissens darin 
spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir mit zwei Rezensi-
onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 
unserer Zeitschrift bleiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 
prägnant aufbereitet. Das zeigen 

Elisabeth Beer, Norbert Templ, Iris 
Strutzmann, Walter Sauer & Susan 

Leather mit ihren Beiträgen zu  
Investitionsschutzabkommen, 

Wachstumshindernissen, Handels-
politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt Claudia Schürz unseren 
China-Schwerpunkt fort. Diesmal: 

WanderarbeiterInnen.

 Ihr AK Redaktionsteam

Seit Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise ist es  
der EU gelungen, durch pragmatische Notfallmaßnahmen das  
Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatsschuld-
verschreibungen zu stabilisieren, jedoch sind die grundlegenden  
Probleme nicht bewältigt. 

Europas Wirtschaft

An einer entscheidenden 
Weggabelung

Die weitere Konjunkturentwicklung 
hängt davon ab, ob die von Asien 
ausgehenden Auftriebskräfte oder 
die Dämpfung durch die simultane 
Budgetkonsolidierung in der EU stär-
ker wirken. Die Bewältigung der ho-
hen Staatsschulden bleibt ein zent-
rales Thema, für dessen Bewältigung 
unkonventionelle Ansätze notwendig 
sind.

EU-Wirtschaftspolitik schafft 
Stabilisierung n Die wirtschaftliche 
Krise hat in der Europäischen Uni-
on in den letzten Wochen ihr drittes 
Stadium erreicht:
 
n Die Krise ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 
Finanzmärkten und Banken aus, 
das weltweite Finanzsystem ge-
riet mehrmals an den Rand des 
Zusammenbruchs.

n Dadurch wurde von Mitte 2008 
bis Mitte 2009 ein tiefer Einbruch 
der Realwirtschaft ausgelöst. Das 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 
real um 4,2% zurück, die saison-
bereinigte Zahl der Arbeitslosen 
stieg vom Tiefstand im Frühjahr 
2008 bis Mai 2010 von 16 Mio auf 
23 Mio.

n Als Folge des durch den finanz- 
und realwirtschaftlichen Einbruch 
entstandenen Ausfalls an Steu-
ereinnahmen und der zusätzli-
chen Staatsausgaben entwickelte 
sich ab dem Frühjahr 2010 eine 
Staatsschuldenkrise.

Die EU-Politik hat die Krisenzeichen 
in allen drei Stadien spät erkannt, 
sie hat – bedingt durch langwierige 
Entscheidungsprozesse, vor allem 
aber geprägt durch ein neoliberales 
Weltbild, das den Märkten Effizienz 
zuspricht und staatliche Eingriffe für 
falsch hält – mit Zögern und Zaudern 
reagiert. Dennoch ist es schließlich 
in jedem Stadium der Krise gelun-
gen, durch Notfallmaßnahmen eine 
Stabilisierung zu erreichen:
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Editorial
Liebe Leserin! Lieber Leser!Vor Ihnen liegt doppelt Neues. 

 Durch professionelles Layout 

erscheinen wir in neuem Gewand. 
Auch inhaltlich haben wir uns 

bemüht, die internationalen Brenn-

punkte durch neue Formate besser 
zu fokussieren: Langbeiträge als 

Raum für grundlegende Analysen. 

Damit starten Markus Marterbauer 
und Lukas Oberndorfer. Ersterer 
zeigt auf, dass simultanes Kon-

solidieren die EU in den nächsten 

Abschwung führen könnte. Zweiterer 

setzt sich mit dem Monti-Bericht – 

dem Versuch eines neuen Konsenses 
für eine angebotseitige Binnen-

marktpolitik – auseinander. Produk-

tion von Konsens und Dissens darin 

spielen Bücher eine wichtige Rolle. 

Daher eröffnen wir mit zwei Rezensi-

onen eine neue Rubrik: Die Buchbe-

sprechung. Die bekannten Stärken 
unserer Zeitschrift bleiben erhal-

ten: aktuelle Themen informativ & 
prägnant aufbereitet. Das zeigen 

Elisabeth Beer, Norbert Templ, Iris 

Strutzmann, Walter Sauer & Susan 
Leather mit ihren Beiträgen zu  
Investitionsschutzabkommen, 

Wachstumshindernissen, Handels-

politik (EU – Kanada) und HIV/Aids. 

Ebenso setzt Claudia Schürz unseren 

China-Schwerpunkt fort. Diesmal: WanderarbeiterInnen. 
Ihr AK Redaktionsteam

Seit Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise ist es  

der EU gelungen, durch pragmatische Notfallmaßnahmen das  

Banken system, die Konjunktur und den Markt für Staatsschuld-

verschreibungen zu stabilisieren, jedoch sind die grundlegenden  

Probleme nicht bewältigt. 

Europas Wirtschaft

An einer entscheidenden 
Weggabelung

Die weitere Konjunkturentwicklung 

hängt davon ab, ob die von Asien 

ausgehenden Auftriebskräfte oder 

die Dämpfung durch die simultane 

Budgetkonsolidierung in der EU stär-

ker wirken. Die Bewältigung der ho-

hen Staatsschulden bleibt ein zent-

rales Thema, für dessen Bewältigung 

unkonventionelle Ansätze notwendig 

sind.

EU-Wirtschaftspolitik schafft 

Stabilisierung n Die wirtschaftliche 

Krise hat in der Europäischen Uni-

on in den letzten Wochen ihr drittes 

Stadium erreicht: 
n Die Krise ging zunächst in den 

Jahren 2007 und 2008 von den 

Finanzmärkten und Banken aus, 

das weltweite Finanzsystem ge-

riet mehrmals an den Rand des 

Zusammenbruchs.
n Dadurch wurde von Mitte 2008 

bis Mitte 2009 ein tiefer Einbruch 

der Realwirtschaft ausgelöst. Das 

Bruttoinlandsprodukt ging 2009 

real um 4,2% zurück, die saison-

bereinigte Zahl der Arbeitslosen 

stieg vom Tiefstand im Frühjahr 

2008 bis Mai 2010 von 16 Mio auf 

23 Mio.

n Als Folge des durch den finanz- 

und realwirtschaftlichen Einbruch 

entstandenen Ausfalls an Steu-

ereinnahmen und der zusätzli-

chen Staatsausgaben entwickelte 

sich ab dem Frühjahr 2010 eine 

Staatsschuldenkrise.
Die EU-Politik hat die Krisenzeichen 

in allen drei Stadien spät erkannt, 

sie hat – bedingt durch langwierige 

Entscheidungsprozesse, vor allem 

aber geprägt durch ein neoliberales 

Weltbild, das den Märkten Effizienz 

zuspricht und staatliche Eingriffe für 

falsch hält – mit Zögern und Zaudern 

reagiert. Dennoch ist es schließlich 

in jedem Stadium der Krise gelun-

gen, durch Notfallmaßnahmen eine 

Stabilisierung zu erreichen:
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Editorial
Liebe Leserin! Lieber Leser!

Noch einmal vor der Sommer pause 

widmen wir uns den aktuellen 

Brennpunkten der europäischen  

Politik: P. Eberhardt skizziert die 

Einflussnahme der Wirtschafts-

lobbys auf die Verhandlung des 

EU-Indien Freihandelsabkommens. 

L. Oberndorfer, N. Templ und C. 

Schlager greifen in ihren Analysen 

noch einmal neue Aspekte des viel 

diskutierten Economic Government-

Pakets auf, ergänzt um einen 

kritischen Blick auf die Austeri-

tätsprogramme quer durch Europa 

(G. Feigl), auf die sprunghaften 

Preisanstiege an den Rohstoffbör-

sen (M. Maltschnig) sowie Aktuel-

lem zur Finanztransaktionssteuer 

(V. Wedl). Das Ende der ungari-

schen EU Präsidentschaft nimmt 

K. Lachmayer zum Anlass einen 

genaueren Blick über die Grenze zu 

werfen und analysiert die aktuellen 

Verfassungsreformen in unserem 

Nachbarland. Weitere Themen der 

Ausgabe sind die Reformvorhaben 

im EU-Vergaberecht (S. Wixforth), 

die Strategie zur legalen Zuwande-

rung in die Union (C. Cesnovar) so-

wie die revidierten OECD-Leitsätze 

für multinationale Unternehmen (E. 

Beer). Abgerundet mit Buch- und 

Veranstaltungstipps wünschen wir 

eine anregende Lektüre im Juni.
Ihr AK Redaktionsteam

Seit 2007 verhandeln Indien und die EU ein weit reichendes 

Freihandelsabkommen. Es umfasst alle relevanten Wirtschafts-

bereiche – von Industrie, Landwirtschaft und Dienstleistungssekto-

ren bis hin zu Patenten, der öffentlichen Auftragsvergabe und der 

Ausbeutung von Rohstoffen. Demnächst sollen die Gespräche abge-

schlossen werden. Dabei weiß in Europa und Indien kaum jemand 

etwas darüber. Nur Konzerne und ihre Lobbyverbände sind bestens 

in die Verhandlungen eingebunden.    

Pia Eberhardt

In den Freihandelsverhandlungen mit Indien  

arbeiten EU-Kommission, Mitgliedstaaten und  

Konzernlobbies eng zusammen 

Feindliche Übernahme
Die bruchstückhaften Informationen 

über die Verhandlungen, die bisher 

an die Öffentlichkeit gesickert sind, 

haben soziale Bewegungen, Ge-

werkschaften, Entwicklungs-, Frau-

en- und Gesundheitsorganisationen 

alarmiert. Sie befürchten, dass das 

EU-Indien 
Freihandelsabkommen 

Armut, soziale Ungleichheit und den 

ökologischen Raubbau in Indien ver-

schärfen wird. Auch Arbeitsrechte 

und der Zugang zu Medikamenten 

seien durch das Abkommen bedroht, 

und zwar nicht nur in Indien, son-

dern weltweit. Wiederholt haben da-

her hunderte zivilgesellschaftliche 

Organisationen aus Europa und In-

dien zu einem sofortigen Stopp der 

Verhandlungen aufgerufen.1

Ganz anders die europäischen Kon-

zerne und ihre Verbände: Für Busi-

nessEurope, den europäischen 

Arbeitgeberverband, ist das EU-Indi-

en-Freihandelsabkommen das wich-

tigste, das die EU derzeit verhandelt. 

Ihm gehen die Gespräche zwar nicht 

schnell genug, aber der Verband 

ist hochzufrieden mit der Verhand-

lungsführung der EU-Kommission. 

Und mit ihrer Informationspolitik. 

Kein Wunder.Symbiose zwischen Kommission 

und Wirtschaft n Schon Monate 

vor Beginn der offiziellen Gespräche 

mit Indien begann die EU-Kommis-

sion, die europäische Wirtschaft zu 

konsultieren. In einem detaillierten 

Fragebogen wurde sie zu Proble-

men beim Export von Gütern und 

Dienstleistungen, bei Filialeröffnun-

gen, beim Zugang zu Rohstoffen in 

Indien etc. befragt. Drei Tage vor 

Verhandlungsbeginn versicherte die 

damalige EU-Agrarkommissarin, 
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